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Quo vadis, Ukraine?

Nach der Wahl von Petro Poroschenko zum Präsidenten hat sich die Lage 
in der Ukraine nicht beruhigt. Im Osten des Landes gehen Militäreinhei-
ten gewalsam gegen angebliche und tatsächliche Seperatisten vor. In Kiew 
fordert der ebenfalls neu gewählte Bürgermeister Vitali Klitschko die zum 
Teil paramilitärisch organisierten Maidan-Demonstrant*innen auf: Baut die 
Barrikaden ab, beendet die Proteste. Doch längst nicht alle wollen gehen.

Der militante Rechte Sektor, für dessen Entwa# nung das Parlament eigent-
lich gestimmt hatte, ist weiterhin sichtbar an den Maidan-Protesten betei-
ligt und setzt die Übergangsregierung unter Druck. In der Regierung selbst 
mischt die extrem rechte Swoboda-Partei krä� ig mit. Im DISS-Journal-
Schwerpunkt zur Lage in der Ukraine richten wir unseren Blick auf die Or-
ganisation und den Ein% uss der rechten Gruppen. Wir berichten von vor 
Ort aus der Westukraine und vom Maidan in Kiew. 
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Das Referendum um eine Abspaltung der 
Regionen Donezk und Luhansk am 11. 
Mai 2014 war ein bisheriger Höhepunkt 
während des Kon� ikts in der Ukraine. 
Laut der Wahlkommission stimmten über 
80 Prozent für eine „Volksrepublik Don-
bass“. Auch wenn die Abstimmung nicht 
demokratischen Normen entsprach, be-
legte dies den faktischen Zustand zu die-
sem Zeitpunkt: Der Osten der Ukraine 
war nicht mehr unter Kontrolle der Kie-
wer Übergangsregierung. Die Präsident-
scha� swahlen vom 25. Mai konnten hier 
nicht ordnungsgemäß statt� nden, und 
auch danach gehen die blutigen Kämpfe 
um zentrale Infrastruktur im Osten des 
Landes weiter. Obwohl die internationale 
Diplomatie sich weiterhin bemüht, Ver-
handlungen zwischen den Kon� iktpartei-
en einzuleiten, sind es insbesondere die 
kriegerischen und martialischen Töne aus 
Kiew und Donezk, die den Kon� ikt in ei-
nen Bürgerkrieg abgleiten lassen können.

Das Referendum bildete einen Höhepunkt 

der Entwicklung, die seit dem Herbst 2013 

an Dynamik gewann. Aus den Protesten 

gegen die grassierende Korruption und die 

sozialen Missstände entstand ein in Teilen 

nationalistischer Kon# ikt zwischen dem Os-

ten mit großem russischsprachigen Bevöl-

kerungsanteil und dem Westen des Landes, 

inklusive internationaler Beteiligung von 

NATO, EU und Russland. Die Ursache für 

das Referendum im Osten lag nach Lesart 

der Initiatoren vor allem in der neuen Re-

gierung des Übergangspräsidenten Arsenij 

Jazenjuk. Als „faschistisch“ betitelte der se-

paratistische Anführer Denis Puschilin die 

Übergangsregierung und zielte damit beson-

ders auf die Beteiligung von Swoboda (Die 

Freiheit) und Pravyi Sector (Rechter Sektor) 

an zentralen politischen Prozessen ab. Mit 

zwei Ministerposten und dem Generalstaats-

anwalt besetzt Swoboda Schlüsselpositionen 

in der Regierung.

Swoboda

Als „Sozial-Nationale Partei der Ukrai-

ne“ wurde Swoboda 1991 gegründet. Die 

Umbenennung in Swoboda 2004 erfolgte 

aus taktischen Gründen, um den Habitus 

einer militanten Partei abzustreifen und 

sich breiteren Wählerschichten zu ö& nen. 

Bei den Parlamentswahlen 2012 errang 

Swoboda 10,4 Prozent der Stimmen. Zen-

tral auf ihrer politischen Agenda ist der 

positive Bezug auf die nationalistische 

Bewegung, die in den 1930er und 1940er 

Jahren für eine von Polen und der Sow-

jetunion unabhängige Ukraine kämp' e. 

Besonders Stepan Bandera, politischer 

Kopf des militanten Nationalismus, und 

Roman Schuchewytsch, Leutnant im „Ba-

taillon Nachtigall“ und später Anführer 

der „Ukrainische[n] Aufständische[n] 

Armee“ (UPA) sind Identi* kationspunkte 

des gegenwärtigen ukrainischen Nationa-

lismus. Swoboda gedenkt beider „Natio-

nalhelden“ jährlich mit Aufmärschen, vor 

allem in Lviv, und fordert eine staatliche 

Ehrung der historisch umstrittenen Per-

sonen. Für Swoboda ist die Ukraine ein 

Spielball zwischen den Blöcken. Ihr Vor-

sitzender Oleh Tjahnybok erklärte 2012 

unmissverständlich, wer die Ukraine sei-

ner Meinung beherrsche: Eine „russisch-

jüdische[...] Ma* a“ habe das Land in Gri& . 

Dagegen würden ‚originär ukrainische‘ 

Menschen keinen Ein# uss haben. Gerade 

der Anspruch, dass aus der Ukraine alles 

in dieser Diktion Nichtukrainische ver-

schwinden müsse, ist eine Kernforderung 

von Swoboda, die auch politische Gegne-

rInnen mit einschließt. Seitdem Swoboda 

an der Regierung beteiligt ist, fordert die 

Partei das Verbot der Kommunistischen 

Partei, die als „separatistisch“ bezeichnet 

wird und die mit Moskau kollabiere.

Dass die Partei dabei nicht zimperlich 

ist, beweisen die vergangenen Monate. Im-

mer wieder kam es in der Rada zu Schlä-

gereien zwischen Swoboda-Abgeordneten 

und Kommunisten. Gewaltdrohungen ge-

gen unliebsame Personen sind ein Struk-

turmerkmal der Art und Weise, mit der 

Swoboda Macht und gesellscha' lichen 

Ein# uss sichern will. Der unter Schlägen 

erzwungene Rücktritt des Direktors des 

Staatsfernsehens ist nur ein bekannteres 

Beispiel dafür, wie die Transformation 

der Ukraine in einen nach Maßgabe der 

Swoboda ‚souveränen Staat‘ vollzogen 

werden soll. Für Aufmerksamkeit sorgte 

der Fall vor allem deswegen, weil sich der 

Swoboda-Politiker Igor Miroschnitschen-

ko, seines Zeichens stellvertretender Vor-

Intervention von rechts in der Ukraine.

Swoboda und Pravyi Sector
von Mark Haarfeld

Oleh und Andriy Tiahybok. Oleh Tiahybok (links) ist Parteichef der rechtsradikalen 

Partei Swoboda (Freiheit). Foto: ВО Свобода / CC BY 3.0" 
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sitzender des „Ukrainischen Komitees für 

Meinungsfreiheit“ in der Rada, dabei per 

Video � lmen ließ. 

Auch wenn Swoboda mit 10,4 Prozent 

die kleinste Partei der Koalition von Julia 

Timoschenkos „Allukrainischer Verei-

nigung Vaterland“ und Vitali Klitschkos 

„Ukrainischer demokratischer Allianz für 

Reformen“ darstellt, ist der Ein� uss auf 

die Regierung nicht zu unterschätzen. Ein 

bedingungsloses Vorgehen gegen die ostu-

krainischen Separatisten, das in der Regie-

rung umstritten ist, fordert der Swoboda-

Vorsitzende Tjahnybok mit den Hinweis, 

notfalls auch alleine aktiv zu werden und 

die Regierung abzusetzen.

Pravyi Sector

Der „Rechte Sektor“ ist eine Sammelbewe-

gung, die im Herbst 2013 entstand. Unter 

dem Label schlossen sich verschiedene 

Gruppen aus der Skinheadszene sowie 

neofaschistische Splitterparteien zusam-

men. Dominierend ist die nationalistische 

und autoritäre Partei „Ukrainische Natio-

nalversammlung“ (UNA) und deren para-

militärischer Arm „Ukrainische Nationale 

Selbstverteidigung“ (UNSO), die sich als 

Nachfolgeorganisation von Roman Schu-

chewytschs UPA begreifen. Besonders 

unter jugendlichen Fußballfans hat der 

Rechte Sektor zahlreiche Anhänger. Der 

Rechte Sektor formuliert kein politisches 

Programm, sondern de� niert sich als 

paramilitärische Organisation, die eine 

„Entrussi� zierung“ und Neustrukturie-

rung der Ukraine nach völkischem Prin-

zip fordert. Während der Maidan-Proteste 

avancierte der studierte Philologe  Dmytro 

Jarosch zu einer der Führungs� guren der 

Organisation. Auch den Medien gilt er 

seitdem als erster Ansprechpartner. Wie 

Swoboda sieht sich der Rechte Sektor als 

„Verteidiger der ukrainischen Interessen“, 

die besonders durch Kommunisten und 

die Russische Föderation bedroht seien. 

Während Swoboda versucht, radikale Pa-

rolen in der Ö# entlichkeit zu vermeiden, 

ru$  der Rechte Sektor o# en zum Mord 

und zur Vertreibung von „Moskalis“ auf 

und praktiziert dies auch. In mehreren Er-

klärungen forderte der Rechte Sektor die 

Bevölkerung auf, Milizen zu gründen, um 

unabhängig von staatlichen Organen ge-

gen die Separatisten im Osten und Süden 

der Ukraine vorzugehen. Während der 

Ausschreitungen in Odessa vom 2. Mai 

2014 war eine Abteilung des Rechten Sek-

tors vor Ort und übernahm die Leitung 

beim Sturm auf das Gewerkscha$ shaus. 

Dabei kamen nach o%  ziellen Angaben 46 

Menschen ums Leben und über 200 wur-

den verletzt. Dass es sich hierbei nicht um 

Einzelaktionen handelt, beweisen die Glo-

ri� zierungsaufrufe, die besonders ande-

re Menschen animieren sollen, sich dem 

Rechten Sektor anzuschließen. In Veröf-

fentlichungen des Rechten Sektor wird, 

ganz in der Tradition der UPA, der ‚Tod 

für das Vaterland‘ als ehrenvolle Aufgabe 

dargestellt. Der Rechte Sektor ist mit ho-

her Wahrscheinlichkeit tatsächlich bereits 

direkt in die militärischen Auseinander-

setzungen im Osten der Ukraine invol-

viert. Hierbei soll es auch zu Übergri# en 

auf die Zivilbevölkerung gekommen sein.

Auch wenn der Rechte Sektor als mi-

litanter Arm der Maidan-Bewegung in 

der Ö# entlichkeit wahrgenommen wird, 

kündigte Jarosch im April seine Kandida-

tur zu den Präsidentscha$ swahlen am 25. 

Mai an. Die Kandidatur schützte Jarosch 

vor möglicher Strafverfolgung bis zu den 

Wahlen und brachte dem Rechten Sektor 

zusätzliche Aufmerksamkeit ein. Obwohl 

Meinungsumfragen von Anfang an deut-

lich machten, dass Jarosch keine Chancen 

auf ein Ergebnis hat, das über einem nied-

rigen einstelligen Prozentbereich liegt, 

dokumentiert die Kandidatur die Ambiti-

onen der Organisation, in der politischen 

Landscha$  der Ukraine dauerha$  eine 

Rolle zu spielen. 

Sowohl Swoboda als auch Rechter Sek-

tor sind im derzeitigen Machtgefüge der 

Ukraine verankert. Während Swoboda 

o%  ziell Teil der Übergangsregierung  von 

Arsenij Jazenjuk ist, kann sich der Rechte 

Sektor als radikale Straßenmiliz pro� lie-

ren, die die Übergangsregierung einerseits 

von rechts militant unter Druck setzt, 

andererseits trotzdem strukturell einge-

bunden ist. O%  ziell verkündete Pläne der 

Regierung zur Entwa# nung insbesonde-

re des Rechten Sektors werden dadurch 

konterkariert, dass die paramilitärischen 

Formationen nun zum Teil innerhalb der 

staatlichen Nationalgarde agieren, wobei 

die Organisation sich trotzdem weigert, 

das staatliche Gewaltmonopol anzuerken-

nen. Dieses Zeichen der Akzeptanz gegen-

über o# en völkisch-nationalistischen und 

gewaltsam agierenden Gruppen ist fatal, 

wenn ein unbegrenzter Bürgerkrieg in der 

Ukraine vermieden und demokratische 

Strukturen stabilisiert und gestärkt wer-

den sollen.

Helmut Kellershohn, Jobst Paul (Hg.) 

Der Kampf um Räume

Neoliberale und extrem rechte Konzepte 

von Hegemonie und Expansion

Edition DISS Band 34 , 224 S, 19,80 Euro

Der Band widmet sich aktuellen Aneig-

nungsweisen und Transformationen ge-

sellscha$ licher und politischer Räume 

und untersucht darauf bezogene Diskur-

se. Im Mittelpunkt stehen urbane Räu-

me, die unter einem gewaltigen Verän-

derungsdruck stehen, der die städtische 

Bevölkerung soziokulturell und sozial-

räumlich immer weiter auseinander zu 

rücken droht. Die sozialen Umbrüche, 

die von der ›neoliberalen‹ oder ›unter-

nehmerischen‹ Stadt systematisch pro-

duziert werden, können wiederum – in 

den strukturgeschwächten Stadtteilen des 

Ruhrgebiets z.B. – Anknüpfungspunkt 

für eine ›Raumergreifungsstrategie‹ von 

rechts sein. Der zweite Schwerpunkt, 

›Europa als hegemoniales Raumkon-

zept‹, beschä$ igt sich mit einer globalen 

geopolitischen Perspektive, die sich aus 

der derzeitigen Krise des Euroraums er-

gibt. Der Satz »Europa spricht Deutsch« 

evoziert die Frage nach historischen 

Diskursen deutscher Hegemonial- und 

Expansionspolitik in Europa und ihrer 

Reaktualisierung, zum einen in modi� -

zierter Form im Rahmen einer neolibe-

ralen Austeritätspolitik, zum anderen in 

Form einer Wiederanknüpfung in extrem 

rechten Diskursen.

Mit Beitragen von Leroy Böthel, " omas 

Bürk, Alexandra Graevskaia, Jans Helmig, 

Stefan Lehndor$ , Yves Müller, Lucas Pohl, 

Fabian Virchow, Anne Vogelpohl, " omas 

Wagner und Benjamin Winkler 
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Die ukrainische Stadt Lviv sei das „Paris 
des Ostens“, heißt es in Reiseführern – 

wegen der reichen Kultur und der wun-

derschönen historischen Straßenzügen, 

die zum Flanieren einladen. Die Stadt, 

die vielen in Deutschland noch immer 

unter ihrem ehemaligen Namen Lemberg 

ein Begri�  ist, liegt nur 80 Kilometer von 

der polnischen Grenze entfernt. Sie gilt 

als das Zentrum der proeuropäischen 

Westukraine. In jüngster Zeit macht die 

800.000-Einwohner*innen-Metropole 

jedoch auch ganz andere Schlagzeilen. 

„Lviv ist die Hauptstadt des ukrainischen 

Nationalismus“, brüstet sich Jurij Mich-

altschischin, Stadtrat der ultranationa-

listischen Swoboda-Partei, die seit dem 

Jahr 2010 die stärkste Fraktion im Rat-

haus stellt. Viele der zum Teil paramili-

tärisch organisierten Aktivist*innen, die 

in Kiew bis heute den Maidan besetzen, 

kommen von hier. Europafreundlichkeit, 

Nationalismus, Umsturz – wie hängt das 

zusammen? Eindrücke von einer Reise in 

die Westukraine.

Im Rathaus von Lviv weht die Flagge der 

Europäischen Union. Scheinbar ganz 

selbstverständlich, als sei die Ukraine 

längst Mitglied in dem Staatenverbund, 

mit dem viele hier die Ho" nung auf Wohl-

stand und politische Stabilität verbinden. 

Dass über einen EU-Beitritt des krisener-

schütterten Landes aktuell noch nicht ein-

mal verhandelt wird, das tut der Europa-

Begeisterung hier keinen Abbruch – und 

auch nicht, dass Brüssel die Au$ agen des 

Internationalen Währungsfonds (IWF) für 

einen Milliardenkredit unterstützt, welche 

die soziale Lage in dem Land massiv ver-

schärfen werden.

Eine durchschnittliche Rente in der 

Ukraine beträgt rund 70 Euro im Monat 

– und das, obwohl die Lebensmittel im 

Supermarkt kaum günstiger sind als in 

Deutschland. Auf Wunsch des IWF und 

mit Unterstützung der EU soll es jetzt noch 

viel schlimmer kommen. Gas und Wärme 

sollen um die Häl% e teurer, Steuern erhöht, 

Stellen im Staatsdienst gestrichen werden. 

Trotz steigender Preise wird es im ö" entli-

chen Sektor keine Lohnerhöhungen geben. 

Selbst die bereits beschlossene Erhöhung 

Tief im Westen der Ukraine
von Rolf van Raden

des Mindestlohns – auf umgerechnet nur 

knapp 50 Eurocent pro Stunde – musste 

zurückgenommen werden.

Europa als Projektions� äche

Trotzdem: Überall wehen EU-Fahnen in 

der historischen Altstadt von Lviv. Sie die-

nen als Projektions$ äche und als trotziges 

Symbol gegen den Ein$ uss des autoritär-

impirealen Nachbarn Russland, der im 

Osten mit höheren Löhnen lockt, aber 

auch militärisch interveniert und sich als 

Schutzmacht der russischsprachigen Be-

völkerung aufspielt. Putin, so höre ich in 

verschiedenen Gesprächen immer wieder, 

sei ein Verbrecher und Faschist, der einen 

Krieg gegen die Ukraine längst begonnen 

habe.

So seltsam der durchweg positive Be-

zug auf die Europäische Union angesichts 

der verheerenden Sparau$ agen und der 

ausbleibenden Hilfe in der aktuellen Kri-

se auch anmutet: Andere Symboliken, die 

im Stadtbild von Lviv kaum übersehbar 

sind, wirken noch weitaus verstörender. 

An Häuserwänden, in Schaufenstern und 

an Souvenierständen dominiert neben 

den Farben blau und gelb eine andere 

Farbkombination: Rot und schwarz. Es 

sind die Farben der ukrainischen Parti-

sanenverbände, die während des Zweiten 

Weltkriegs unter der Führung des faschis-

tischen Politikers Stepan Bandera zeitweise 

mit den Nationalsozialisten kollaborierten. 

Historiker*innen machen die OUN-B, also 

den von Bandera angeführten radikalen 

Flügel der OUN, für eine Reihe von Mas-

sakern und unzähligen gewaltvollen Ver-

treibungen verantwortlich. Dazu zählt etwa 

das Massaker vom 30. Juni 1941, bei dem 

die Partisanen der OUN-B unter anderem 

im „Bataillon Nachtigall“ noch vor dem 

Einmarsch der regulären deutschen Trup-

pen in Lviv rund 7.000 Menschen ermor-

deten – hauptsächlich Jüdinnen und Juden 

sowie Kommunist*innen.

Das war 1941. 73 Jahre später stehe ich 

am historischen Marktplatz, nur wenige 

Schritte vom Eingang des Rathauses ent-

fernt. Ein Souvenirladen bietet hier stolz 

massenha%  ultranationalistische Devo-

tionalien an: Das rot-schwarze Wappen 

der OUN-B + ndet sich auf Au/ lebern, 

Jeder Strommast ein Zeichen: Hier hat der Rechte Sektor sein Revier markiert. 

(Foto: Rolf van Raden)
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Kühlschrankmagneten, Tassen und Schals 

– ebenso das Portrait Banderas und der 

nationalistische Gruß ‚Slava Ukraini, He-

royam Slava!‘ (Ehre der Ukraine, den Hel-

den Ehre). Fast genauso allgegenwärtig 

sind zwei weitere extrem rechte Symbole, 

nämlich die Wolfsangel-Rune und das Kel-

tenkreuz.

Kult um den Kriegsverbrecher

Lviv soll „Banderstadt“ sein, also die Stadt 

Stephan Banderas, das machen auch die 

Au" leber der Ultras des lokalen Fußball-

vereins Karpaty Lviv klar, die ich an Later-

nenpfählen und Straßenschildern sehe. Die 

westukrainischen Ultras sind für ihre Ver-

ehrung des faschistischen Partisanenfüh-

rers bekannt, der nicht nur in Israel, Russ-

land und im nahen Polen als Kriegsverbre-

cher gilt. „Banderstadt“, das steht auch in 

einem Souvenirladen unter Totenköpfen 

geschrieben, die an die Symbolik der SS 

erinnern. Ein historisches Bewusstsein der 

besonderen Art: Schließlich rekrutierte die 

SS-Division „Galizien“ hier im Jahr 1943 

gleichermaßen ukrainische Freiwillige und 

sogenannte „Volksdeutsche“. Die 15.000 

Mann starke Division, deren Angehörige 

fast alle aus der Region Lemberg stammten, 

beteiligte sich aktiv am Vernichtungskrieg 

gegen die Zivilbevölkerung.

In der Altstadt von Lviv wird mit dem 

Bandera-Kult echtes Geld verdient. Zum 

Beispiel in Form von ultrantionlistischer 

Erlebnisgastronomie. Den rechten Parti-

sanen-Slogan „Slava Ukrini“ muss rufen, 

wer in die Gaststätte Kryjivka eingelassen 

werden will. Ein bewa$ neter ruppiger Sol-

datendarsteller führt die Gäste dann in ein 

Kellerlokal, dass die Herzen aller Militaria-

Begeisterten und Wa$ en-Fetischist*innen 

höher schlagen lässt. Das Lokal ist einem 

Partisanen-Unterschlupf nachempfunden, 

Bilder von SS-Soldaten, Rotarmisten und 

natürlich ukrainischen Partisanen hängen 

an der Wand. Gäste können mit Stahlhelm 

und Maschinengewehr posieren, oder im 

angeschlossenen Shop T-Shirts mit Abbil-

dungen des „Helden“ Stepan Bandera kau-

fen.

Ultrarechte Landnahme

Szenenwechsel. Wir be% nden uns in einem 

Dorf nur wenige Kilometer außerhalb von 

Lviv. Hier besuchen wir eine Familie, die 

von der durch Russland annektierten Halb-

insel Krim ge& üchtet ist. Als Angehörige 

der krimtatarischen Minderheit hätten sie 

sich dort nicht mehr sicher gefühlt, erklärt 

der Familienvater. Er selbst ist in Kasachs-

tan aufgewachsen, nachdem seine Familie 

unter Stalin von der Krim deportiert wor-

den war. Erst nach 1990 seien sie, wie viele 

andere auch, auf die Krim zurückgekehrt – 

jetzt hätten sie ihre Heimat erneut verloren. 

Als ich mich in dem Dorf umsehe, stelle 

ich fest, dass an jedem einzelnen Strom-

mast ein etwa A4-großes rot-schwarzes 

Plakat geklebt ist. Es zeigt das Emblem des 

Rechten Sektors, jenes noch recht jungen 

paramilitärischen Zusammenschlusses 

unterschiedlicher extrem rechter Gruppie-

rungen, die im Zuge der Maidan-Proteste 

mehrere tausend Mitglieder gewonnen 

haben. Andere politische Symbole sind in 

dem Dorf im ö$ entlichen Raum nicht zu 

sehen, genauso wenig wie Anzeichen für 

Widerstand gegen die Raumergreifungs-

strategie des Rechten Sektors. Jedenfalls ist 

kein einziges der rot-schwarzen Embleme 

heruntergerissen, übermalt oder sonstwie 

kommentiert worden.

Stattdessen tre$ en wir zwei Frauen, de-

ren Männer an den Maidan-Protesten in 

Kiew teilnahmen, bis sie von Scharfschüt-

zen erschossen worden sind. Jeder zweite 

Mann des Dorfes sei nach Kiew gefahren, 

um für eine bessere und freie Ukraine zu 

kämpfen, erfahre ich. Aus den Erzählungen 

der Frauen spricht viel Leid, aber auch nati-

onalistisch-religiös begründeter Trost. Wer 

für das Vaterland sterbe, komme sofort in 

den Himmel, ist sich eine der beiden sicher.

Rolf van Raden war im Rahmen einer Stu-

dien- und Recherchereise des Deutsch-Fran-

zösischen Jugendwerks in der Ukraine und 

hat sich in Lviv und Kiew mit politischen 

Akteur*innen sowie Vertreter*innen von 

Nichtregierungsorganisationen und sozialen 

Projekten getro" en.

Mit Keltenkreuz und Wolfsangel-Rune: Die Ultras des ukrainischen Erstliga-Clubs 

Karpaty Lviv stehen stramm rechts.  (Foto: Rolf van Raden)

Ultranationalistische Souveniers: Stephan-Bandera-Kitsch im Shop gegenüber des 

Rathauses von Lviv. (Foto: Rolf van Raden)

DISS-Journal 27 (2014) 5



Ukraine

6 DISS-Journal 27 (2014)

Auf dem Maidan

in Kiew

In Kiew ist 

der zentrale 

Unabhängigkeitsplatz 

bis heute von 

Demonstrant*innen 

besetzt, die zu einem 

bedeutenden Teil 

paramilitärisch 

organisiert sind. 

Eindrücke aus der 

Hauptstadt der 

Ukraine.

Fotos:

Rolf van Raden

Barrikaden versperren den Zugang zum Maidan. Im Hintergrund: Das am 19. Februar komplett 

ausgebrannte Gewerkscha! shaus, das als Hauptquartier der Opposition diente.

Checkpoint der Selbstverteidigungstruppen des Maidan. Business as usual: Wer hier lang fahren will, 

wird durchsucht.
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Ein überdimensionales 

Banner ehrt den faschis-

tischen Partisanenfüh-

rer Stepan Bandera, der 

im zweiten Weltkrieg 

zeitweise mit den Trup-

pen Nazi-Deutschlands 

kollaborierte.

Mitglieder des Rechten Sektors. Die militant rechte Gruppe ist auf 

dem Maidan sichtbar präsent.

Im Vordergrund: Selbstgebaute Kanonen zum Verschießen von Molo-

tow-Cocktails. Dahinter: Utensilien zum Bau von Molotow-Cocktails.

Symbolisch an der Laterne aufgeknüp# : Eine Figur in der Uniform 

der Kommunistischen Partei der Ukraine.

Ein gekaperter Wasserwerfer dient als Kontrollposten der Selbstver-

teidigungstruppen. Andere erbeutete Polizeifahrzeuge fahren noch.
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Allen einfachen Erklärungsansätzen zum Trotz: In der Ukra-

ine hat es keinen faschistischen Putsch gegeben. Die Einbin-

dung ultranationalistischer Organisationen in zentrale politi-

sche Prozesse ist trotzdem besorgniserregend.

Frankreich, Dänemark, Österreich nach den Europawahlen: 

Rechte Parteien haben Ergebnisse von zum Teil über 20 Prozent 

erziehlt. In Griechenland wird die o$ en neonazistische Golde-

ne Morgenröte drittstärkste Kra& . Welch vordergründig andere 

Meldungen hören wir da aus der Ukraine: Bei den Präsident-

scha& swahlen hatten die Kandidaten der rechtsradikalen Partei-

en nicht den Hauch einer Chance. Ist die Angst vor der Swobo-

da-Partei und vor dem militanten Rechten Sektor also nur eine 

Mischung aus westlicher Hysterie und russischer Propaganda?

Leider nicht. Das besonders Verstörende an der Situation in 

der Ukraine ist nämlich nicht, dass es dort ultranationalistische 

Organisationen gibt. Die gibt es anderswo in Europa auch, und 

auch dort versuchen sie, mit sichtbaren Symbolen eine Hege-

monie im ö$ entlichen Raum zu erlangen. Bei einer Reise etwa 

durch den Westen der Ukraine fällt ein Unterschied allerdings 

sofort auf: Widerstand gegen die rechten Hegemonieansprüche 

sieht man hier kaum. Ultranationalistische Plakate werden nicht 

abgerissen, übermalt oder kommentiert. Mit einer Strategie der 

Besetzung ö$ entlicher Räume sind die nationalistischen Organi-

sationen erfolgreich.

Damit ist allerdings längst noch nicht alles gesagt. Ein genauer 

Blick ist nötig, um zu verstehen, was die rechten Symboliken ge-

nau bedeuten und welche Inhalte zum Beispiel mit dem Kult um 

den faschistischen Partisanenführer Stepan Bandera verbunden 

sind. Sind nun alle, die Bandera als Nationalheld verehren, selbst 

Faschist*innen? Nein, sind sie nicht. Viele beziehen sich dabei 

nämlich keineswegs positiv auf Banderas zeitweilige Kollabo-

ration mit den Nazis während des Zweiten Weltkriegs, sondern 

streiten diese historischen Fakten sogar ab. Insgesamt ist rund 

um Bandera eine revisionistische Geschichtsschreibung verbrei-

tet, in der auch seine Rolle als faschistischer Politiker geleugnet 

wird. Auch die Mitverantwortung der Partisanen der OUN-B für 

Pogrome, Vertreibungen und Massenmorde wird abgestritten. 

So können sich Nationalist*innen unterschiedlicher Couleur 

heute positiv auf die nationalistischen Partisanen beziehen.

Dieser Geschichtsrevisionsmus ist aber kein beruhigendes 

Phänomen, etwa nach dem Motto: Die ultrarechten Symbole 

bedeuten dann ja was anderes, sind also harmloser. Vielmehr 

ermöglicht die selektive Rezeption der Geschichte aktuell eine 

Ukraine: Keine einfachen 

Antworten
Ein Kommentar von Rolf van Raden

Entwicklung in den rechten Organisationen, die zumindest in 

gewissen Zügen der Bewegungsphase der Faschist*innen im Ita-

lien der Jahre 1919 bis 1921 gleicht: Besetzung ö$ entlicher Räu-

me, Inszenierung als oppositionelle Anti-Partei gegen korrupte 

Machthaber*innen, Institutionalisierung der Macht im Duktus 

der Opposition.

Weil die Stärke der rechten Organisationen in der Ukraine 

sich aktuell aus einem Oppositions-Duktus heraus speist (ob-

wohl Swoboda inzwischen in der Westukraine institutionell stark 

verankert ist), ist es falsch, davon zu sprechen, Faschist*innen 

hätten die Macht übernommen. An den Schalthebeln der Macht 

sitzen nach wie vor vor allem Oligarch*innen und Mitglieder ei-

nes seit jeher staatsnahen Establishments. Aber es gibt eine Be-

wegungsphase ultrarechter Organisationen. Der militant-para-

militärische Rechte Sektor konnte innerhalb von nur sechs Mo-

naten zu einer großen Organisation mit wohl etwa zehntausend 

Mitgliedern werden. Das Establishment reagiert darauf mit einer 

Strategie der Einbindung der rechten Krä& e, um sie zu zähmen, 

und um die Frustration über die Verhältnisse nationalistisch 

nach außen zu kanalisieren, insbesondere in Richtung Russland.

Tatsächlich scheint die rechtsradikale Swoboda-Partei durch 

ihre Regierungsbeteiligung an Zustimmung zu verlieren. Gleich-

zeitig entsteht durch die strukturelle Einbindung aber eine neue 

institutionelle Basis, auf welche die Rechten au' auen können. 

Insbesondere scheint die Strategie für den Rechten Sektor auf-

zugehen: Mitglieder der paramilitärischen Gruppe regieren of-

+ ziell nicht mit, lassen sich aber in staatliche Sicherheitsorga-

ne integrieren. Gleichzeitig weigert sich die Organisation, ihre 

Wa$ en abzugeben und das staatliche Gewaltmonopol anzuer-

kennen, wodurch sie weiterhin als widerständige ‚Hüterin der 

Revolution‘ wahrgenommen wird, die es ‚denen da oben‘ zeigt.

Dass die rechtsradikalen Kandidaten bei den Präsident-

scha& swahlen unbedeutend geblieben sind, widerlegt diese 

Beobachtungen keineswegs. Schließlich fand keine Parlaments-

wahl statt, sondern nur eine Präsidentscha& swahl. Hier ge-

winnt, wer am Ende mehr als 50 Prozent der Stimmen holt. Weil 

angesichts der ukrainischen Verhältnisse sowieso ausgemachte 

Sache war, dass der Posten an einen Oligarchen geht, spiegelt 

sich im Ergebnis nicht die tatsächliche prozentuale Zustim-

mung zu Swoboda und Rechtem Sektor wider. Trotzdem wären 

beide Gruppen auch bei Parlamentswahlen aktuell weitab einer 

Mehrheit. Das beruhigt angesichts der Bereitscha&  der konser-

vativen und liberalen Krä& e, Bündnisse mit ihnen zu bilden, 

allerdings nur bedingt.



der AfD im Blick hatte, insofern er sich auf 

die seiner Meinung nach liberalen, frei-

heitlichen Traditionen der DB berief und 

für einen „erneuerten Volkstumsbegri� “ 

warb. Denn nach fünfzig Jahren Einwan-

derung habe „sich das Bild Deutschlands 

gewandelt“. Es sei daher „realitätsfremd“, 

„an einem engherzigen volkstumsbezoge-

nen Vaterlandsbegri�  festzuhalten, der in-

tegrationswillige Einwanderer und Kinder 

von solchen“ ausschließe.

Gegenüber soviel realpolitisch moti-

vierter Flexibilität waren bereits vor Er-

scheinen dieses Artikels Stimmen aus dem 

IfS laut geworden, die die publizistische 

Unterstützungsarbeit der JF mit Skepsis 

und Kritik bedachten. Im Oktober dann 

sagte die JF ihren Stand auf dem vom IfS 

veranstalteten Vernetzungstre� en, dem 

zum zweiten Mal statt� ndenden Zwi-

schentag, ab. Dieter Stein ließ seinen Mit-

arbeiter Henning Ho� gaard (JF 42/2013, 

18) ‚mitteilen’, dass eine breitere politische 

Aufstellung der Messe erwünscht sei, vor-

ausgesetzt, es komme „zu einer selbstkri-

tischen Auseinandersetzung über ‚rechte’ 

Positionen“. Angespielt wurde damit zum 
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Im Kern geht es um die Haltung zur AfD 

und um die Frage, ob und, wenn ja, in wel-

chem Ausmaß die AfD unterstützt werden 

kann und soll. ! eoretisch gesprochen: 

Es geht um das ‚rechte’ Verständnis von 

Real- und Metapolitik. Zur Debatte steht 

aber auch das Verhältnis zwischen IfS und 

der Jungen Freiheit, die sich für die AfD 

von Anfang an publizistisch engagiert hat. 

– Im Folgenden werden die kontroversen 

Positionen der jungkonservativen Prota-

gonisten zur AfD skizziert; im Anschluss 

daran folgt ein kurzer Ausblick mit einer 

(vorsichtigen) Bewertung der derzeitigen 

Konstellation.

Das Verhältnis zur AfD

Dieter Stein (JF) begründete in einem Ge-

sprächsbeitrag für ein Sonderhe"  der Se-

zession („Alternativen für Deutschland“, 

Mai 2013) die publizistische Unterstüt-

zung für das AfD-Projekt damit, dass die 

AfD das „! ema der verantwortungslosen 

Euro-Rettung“ und damit verbunden „die 

endgültige Schleifung der nationalen Sou-

veränität“ in das „Zentrum der Debatte“ 

gerückt habe; zudem betonte er, dass es 

bei aller gebotenen Vorsicht gegenüber 

der weiteren Entwicklung der AfD „von 

übergeordnetem Interesse“ sei, das „Mo-

nopol der CDU“ zu brechen (Stein 2013, 

19).

Als ‚Morgengabe’ einer gedeihlichen 

Zusammenarbeit verfasste Stein einen 

programmatischen Text „Für eine neue 

Nation“ (JF 41/2013, 18), der eigentlich 

auf die Auseinandersetzungen in der 

Deutschen Burschenscha"  (DB) gemünzt 

war, zweifellos aber auch die Bedürfnisse 

einen auf den (angekündigten) Au" ritt 

des „italienischen Publizisten und Vor-

denkers des neofaschistischen Projekts 

Casa Pound“, Gabriele Adinol� , von dem 

Ho� gaard zu berichten wusste, dass ihm 

die Verwicklung in den Anschlag von 

Bologna (1980) angelastet werde; zum 

anderen auf einen (nicht angekündigten) 

Redebeitrag des stellvertretenden Frakti-

onsvorsitzenden der neonationalsozialis-

tischen Partei Jobbik, Márton Gyöngyösi, 

der –so Ho� gaard – „in der Vergangenheit 

vor allem durch seine als antisemitisch 

kritisierte Reden auf sich aufmerksam ge-

macht“ habe. Im Jahr 2012 habe er gefor-

dert. „Juden, die für den ungarischen Staat 

arbeiten, registrieren zu lassen“, später sich 

dafür entschuldigt: „Er habe damit nur 

ungarische Juden mit einer israelischen 

Staatsangehörigkeit gemeint.“

Die von der JF erhobene Forderung 

nach einer selbstkritischen Besinnung 

knüp" e zweifellos an ihre sorgsam ge-

p% egten Abgrenzungsbemühungen ge-

genüber der NPD an, ebenso wie an ihre 

Kritik an der Zweckmäßigkeit des Be-

gri� s „Neue Rechte“ (wobei letztere nie 

ein Grund war für die Au& ündigung 

der Zusammenarbeit mit dem IfS). Götz 

Kubitschek freilich nahm die Forderung 

ziemlich grundsätzlich, beschwerte sich 

über die seiner Meinung nach einseitige 

und falsche Fixierung des JF-Artikels auf 

„die Enttarnung des fragwürdigen auslän-

dischen Besuchs“ und rückte ihn im Rah-

men eines Textvergleichs in die Nähe der 

Berichterstattung der Berliner Zeitung und 

Turbulenzen im jungkonservativen Lager.

Die AfD als „Staubsauger“ und „Kantenschere“?
Von Helmut Kellershohn

„Die Gründung und die bis dato relativ erfolgreiche Ent-

wicklung der AfD haben im jungkonservativen Lager kont-

roverse Reaktionen hervorgerufen. Was die JF anbetri*  , war 

es nicht weiter verwunderlich, dass sie sich als publizistische 

Plattform für die Anliegen der AfD präsentierte, hat sie doch 

seit Jahren auf eine solche politische Konstellation hingear-

beitet und programmatische Vorarbeit geleistet.“ 

Das bisher relativ erfolgreiche Au� reten der AfD in der politischen Landscha�  der 

Bundesrepublik Deutschland hat zu einer Debatte im jungkonservativen Lager ge-

führt, in der gegensätzliche Positionen artikuliert wurden. Personelle Veränderun-

gen hängen damit möglicherweise zusammen. Karlheinz Weißmann, die intellektu-

elle Führungs� gur im jungkonservativen Lager, ist aus der Redaktion der Sezession, 

der Zeitschri�  des Instituts für Staatspolitik (IfS) ausgeschieden. Auch auf dem Blog 

„Sezession im Netz“ (SiN) wird er nicht mehr als Autor geführt. Inwieweit das seine 

Rolle im IfS berührt, das er zusammen mit Götz Kubitschek gegründet hat und als 

dessen wissenscha� licher Leiter er bislang fungierte, wird sich zeigen. 
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Bewegung in der Sezession vor allem von 

Martin Lichtmesz und Kubitschek positiv 

aufgegri! en wurde, die Notwendigkeit 

von politischen Organisationen und Par-

teibildungsprozessen betont, die willens 

und fähig seien, auf die „Mitte“ Ein# uss zu 

nehmen. In diesem Zusammenhang ging 

er wohlwollend auf die AfD ein: „Dieser 

Versuch, den gesunden Menschenver-

stand zu organisieren, setzt auf die Mobili-

sierung der […] Mitte, was angesichts der 

bestehenden Krä$ everhältnisse die einzig 

denkbare Option für ein anderes politi-

sches Handeln ist“ (Weißmann 2013a, 13; 

Hervorh. v. Vf.). Die Rolle, die er dem IfS 

dabei beimaß, beschrieb er als eine wei-

terhin metapolitische und insbesondere 

konzeptionelle Arbeit, deren Ziel es letzt-

endlich sein müsse, einen „ideologischen 

Gesamtentwurf zu scha! en“.

Auf dem 2. Zwischentag hielt Weiß-

mann dann zum & ema „Politik und Me-

tapolitik“ einen Vortrag, dem er im De-

zemberhe$  2013 der Sezession einen dem-

selben & ema gewidmeten Artikel folgen 

ließ. Der Artikel führt das Verhältnis von 

situationsbezogener realpolitischer Opti-

on und langfristiger konzeptioneller Ar-

beit (im Übrigen unter Bezugnahme auf 

Gramsci) näher aus (Weißmann 2013b, 

41):

1. „Metapolitik ist […] nur sinnvoll als 

Teil von politischen Strategien.“ Sie „muß 

Lagen analysieren und Machbarkeitsfra-

gen stellen“, sie „interessiert sich zwingend 

auch für politische Praxis und deren Trä-

ger“, was nicht bedeutet, so Weißmann 

mit Blick auf Kubitschek, „seine persön-

lichen oder ästhetischen Maßstäbe gegen-

über der Politik zur Geltung“ zu bringen, 

denn die seien „nicht politisch“. 

2. Metapolitik kann nur dann Wirk-

samkeit entfalten, wenn sie anschlussfähig 

ist und „gehört“ wird. „Provokation und 

Konfrontation“, d.h. die von Kubitschek 

bevorzugten Optionen (vgl. Kubitschek 

2007), seien daher „nur ausnahmsweise 

Mittel der Wahl“.

3. Metapolitik ist auf einen langen 

Zeitraum eingerichtet („gedehnte Fristen“, 

„langer Atem“) und erfordere ob vieler 

„Unwägbarkeiten […] Geduld, Klugheit 

und Geschick“, immer aber den Bezug auf 

den „Alltagsverstand“. Mit einer volunta-

ristischen und sektiererischen („Konven-

tikel, in denen jeder die ‚Sprache Kanaans’ 

spricht“) Praxis sei dies nicht vereinbar.

4. Es gibt allerdings keine „Erfolgsga-

rantie“ für Metapolitik, zumal der „Kul-

[…] und kann keine Alternative mehr 

formulieren.“ (35) Was aber ist die große 

Alternative, wenn das „Ganze“, vulgo: das 

System, angesichts der „schleichende Ka-

tastrophe, dieser Au# ösung aller Dinge“ 

in Frage steht? Kubitschek nimmt dies-

bezüglich Zu# ucht zu Maßstäben, die aus 

anderen Feldern als dem der Politik her-

rühren, aus den Bereichen des Religiösen 

und Ästhetischen. Wer die Alternative 

wolle, brauche eine „Große Erzählung“, 

eine nationale Mythologie, „und vor allem 

wäre er von furchterregender, angemessen 

(!) rücksichtsloser Entschlossenheit. Der 

Einzelne und sein inneres, sein poetisches 

Reich – wer wirklich schöpferisch und re-

staurativ zugleich wirken will, muß dort 

gewohnt haben.“ (35) Stau! enberg und 

das Geheime Deutschland lassen grüssen.

Kubitscheks Absage an eine realisti-

sche Sichtweise des Politischen führt ihn 

vor eine Grundsatzentscheidung. In einer 

Situation, in der viele „Konservative und 

Rechte“ die Möglichkeit sähen, vermittels 

der AfD „zu Wirkung, Ein# uß, sogar zu 

Macht zu gelangen“, wir$  er die Frage auf, 

ob es recht sei, die Regularien des politi-

schen Raums zur „Richtschnur rechten 

Denkens, Publizierens und Handelns“ zu 

machen, Parteidisziplin zu üben und auf 

die „Anmaßung – diese Maximalforde-

rung des Ichs oder des Ganzen“ zu ver-

zichten? Und das zu Gunsten einer „ganz 

klein wenig au8 rechenden, durch und 

durch liberalen, abgesicherten, auf die 

Mitte hin orientierten Konservatismus?“ 

In Bezug auf das Projekt Sezession heißt es 

dann zugespitzt „Dies ist also eine grund-

sätzliche Entscheidung: für oder gegen die 

Sezession“ (35; Hervorh. v. Vf.).

Kubitscheks Haltung zur AfD (und 

zur JF) nimmt hier eine Wendung, die 

Funktion und Selbstverständnis der Zeit-

schri$  berührt und damit der intern und 

zugleich ö! entlich geführten Debatte im 

Umkreis des Instituts für Staatspolitik eine 

gewisse Schärfe verleiht. Der Adressat ist 

vor allem: Karlheinz Weißmann.

Karlheinz Weißmann:

Politik und Metapolitik 

Die Frage, wie man sich im jungkonser-

vativen Lager auf die AfD zu beziehen 

habe, hat Weißmann zu Präzisierungen 

‚gezwungen’, die das Verhältnis von Real- 

und Metapolitik berühren. Bereits im 

Augusthe$  aber hatte er gegen den Hype 

um die Identitären in Frankreich, deren 

der Jungle World (SiN 06.10.2013). In der 

daran anknüpfenden Diskussion stellte er 

die polemische Frage: „wer ist partner, wer 

gegner, wer egal?“

Dieses Misstrauensvotum an die Ad-

resse der JF speiste sich aus einer Über-

legung, die Kubitschek an früherer Stelle 

geäußert hat. Im Vorwort zu dem bereits 

erwähnten Sonderhe$  der Sezession ent-

wickelte er folgende Problemsicht: Zu-

nächst gewann er dem AfD-Kurs der JF 

Positives ab, insofern es sich „bei der AfD 

um eine Ausweitung der Kampfzone und 

um die Ö! nung eines zusätzlichen Reso-

nanzraums“ handele. Zugleich aber, so die 

Warnung, sei dies „die Zementierung ei-

ner Mauer“, will sagen: 

„Wer jetzt nicht mit dabei ist, sondern 

von rechts kritisiert, ist gründlicher außen 

vor als bisher. Denn er ist selbst an die-

se Bewegung nicht mehr anschlußfähig. 

Insofern käme der AfD im System des 

Machterhalts und des Elitenwechsels der 

Mitte die Rolle des Staubsaugers und zu-

gleich der Kantenschere zu.“ (Kubitschek 

2013, 1)

Götz Kubitschek: Der Einzelne, der 

politische Raum und das Ganze 

Wovor Kubitschek warnte, ist zweifellos 

realpolitisch gedacht, drückt aber zugleich 

ein Dilemma aus, das durchaus selbstver-

ursacht ist. Am deutlichsten wird das bei 

Kubitschek selbst und dessen jüngsten Re-

# exionen über die Sphären des Einzelnen, 

des politischen Raums und des Ganzen 

(Kubitschek 2014, 33! .). Sein existentia-

listisches Politik-Verständnis mit der em-

phatischen Bezugnahme auf das „anma-

ßende Ich“ transportiert eine Beliebigkeit 

des Handelns, der es im Wesentlichen um 

die Selbstbehauptung im Kampf zu tun ist: 

der Einzelne als „Ein-Mann-Kaserne“. Das 

Handeln müsse jedoch dem Kriterium der 

„expressiven Loslösung“ genügen: „Denn 

dies gehört zum unverwechselbaren Stil 

der Ein-Mann-Kaserne, deren Tore aus 

Mangel an Versöhnung mit den gegenwär-

tigen Verhältnissen geschlossen wurden“ 

(Kubitschek 2012, 13; Hervorh. v. Vf.). 

Daran gemessen erscheint der gegebene 

Raum des Politischen bloß als eine Sphäre, 

die von „der Arbeit am Machbaren“, von 

„Ausgleich und Kompromiß“ geprägt ist 

(2014, 34). Hier regiert das „Angemesse-

ne“, nicht die „Anmaßung“ des Einzelnen, 

sein Schicksal selbst zu bestimmen. Der 

Politiker wird zum „anti-erhabenen Typ 



turkampf von rechts auch in Zukun�  aus 

einer Position der Schwäche geführt“ wer-

de, was „die Zielsetzung und die Wahl der 

Mittel bestimmen“ müsse.

Repliken

Diese Ausführungen Weißmanns blie-

ben nicht unbeantwortet. Vor allem aus 

der jüngeren Autoren-Generation des IfS 

sprangen Martin Lichtmesz und Manfred 

Kleine-Hartlage im selben He�  der Se-

zession Kubitschek zur Seite. Lichtmesz 

(2013, 42-45), der sich als Sprachrohr 

der sogenannten Identitären Bewegung 

versteht, beschwor mit Blick auf die Zu-

wanderung das apokalyptische Bild, dass 

es bereits „fünf nach zwölf “ sei, und frag-

te als selbsternannter Anwalt der heute 

zwanzigjährigen ‚Einheimischen’: „Ist es 

da ein Wunder, dass sie kaum ein Ohr 

haben für jene, die ihnen zuviel von einer 

Metapolitik des ‚langen Atems’ und der 

‚Vorbereitung’ reden, Strategien, deren 

Wirkung völlig unbewiesen ist, und die 

o" ensichtlich bis heute nicht aufgegangen 

sind?“ Und er verteidigte die von Weiß-

mann als Ausnahmestrategie abquali# -

zierte „Provokation und Konfrontation“, 

wie sie auch von der Identitären Bewegung 

verfolgt wird: „Deren Erfolgsaussichten 

scheinen mir jedenfalls auch nicht weni-

ger gewiß zu sein als die Ho" nung, dass 

die gut vorbereiteten Konservativen in der 

Stunde X aus ihrer Schattenexistenz geholt 

würden.“ Natürlich müsse man weiterhin 

Metapolitik betreiben und natürlich müs-

se man sich auf die „Widerstandspotentia-

le“ im „bürgerlich-liberalen Lager“ – dar-

unter subsumiert er die AfD genauso wie 

die FPÖ und den Front National – bezie-

hen. Aber, so seine skeptische Auskun� , 

man werde sehen, „ob all diese nicht le-

diglich dies waren: nützlich retardierende 

Werkzeuge auf dem Wege zur vollendeten 

Zersetzung.“

Kleine-Hartlage (2013b, 46-48), der 

von sich glaubt, dass er mal ein ‚Linker’ 

gewesen sei, sich nun aber auf dem ‚rech-

ten’ Pfad der Tugend befände, opponiert 

gleich gegen die politische Geschä� s-

grundlage des IfS, indem er dessen strate-

gischen Bezug auf die Eliten, zu denen er 

auch die ehemals oppositionelle 68er-Lin-

ke rechnet, in Frage stellt: „Für eine rechte 

Opposition kommt […] eine Strategie von 

vornherein nicht in Betracht, die primär 

darauf abzielt, Positionen innerhalb der 

Eliten zu besetzen und von dort aus in die 
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Gesellscha�  hineinzuwirken.“ Stattdessen 

emp# ehlt er eine „Einkreisungsstrategie“. 

Es gelte, „das Feld von unten nach oben 

und von außen nach innen aufzurollen, 

das heißt das herrschende Machtkartell 

von der Peripherie her unter Druck zu 

setzen“. 

Dazu sei es erstens notwendig, so 

Kleine-Hartlage in einem früheren Auf-

satz (2013a, 42-44), eine Einengung von 

Metapolitik auf konzeptionelle Arbeit 

zu vermeiden, sondern von „eine[r] 

Pluralität metapolitischer Kommunika-

tionsformen“ auszugehen und an einer 

Vernetzung von „politisch und soziolo-

gisch heterogene[n]“ Milieus über eine 

gemeinsame Feindbestimmung (gegen die 

herrschenden Eliten) zu arbeiten. Diesbe-

züglich plädiert Kleine-Hartlage – nach 

dem Muster der Querfront-Strategie des 

jungkonservativen TAT-Kreises in der 

Endphase der Weimarer Republik – für 

ein „Bündnis mit der linken Peripherie“ 

(2013b, 47): Es gäbe „eine kleine, aber 

wachsende Fraktion der antiimperialisti-

schen Linken, die gegenüber rechten % e-

men und Positionen kaum noch Berüh-

rungsängste“ habe, wie z.B. die Gruppe 

um Jürgen Elsässer und dessen Zeitschri�  

Compact (vgl. Kleine-Hartlage 2013a, 44). 

Zweitens betont er die Nachrangigkeit 

von Parteipolitik gegenüber Metapolitik: 

„Wer metapolitisch wirken will“, der dürfe 

„nicht darauf aus sein, schon zu Beginn 

den kleinsten gemeinsamen Nenner mit 

der ‚Mitte’ zu suchen“ (2013a, 44).

Ausblick 

Die Gründung und die bis dato relativ 

erfolgreiche Entwicklung der AfD haben 

im jungkonservativen Lager kontroverse 

Reaktionen hervorgerufen. Was die JF an-

betri&  , war es nicht weiter verwunderlich, 

dass sie sich als publizistische Plattform 

für die Anliegen der AfD präsentierte, hat 

sie doch seit Jahren auf eine solche poli-

tische Konstellation hingearbeitet und 

programmatische Vorarbeit geleistet. Die 

Nähe zwischen dem JF-Milieu und dem 

Kreis der AfD-Mitglieder und Sympathi-

santen ist unübersehbar. Die Haltung des 

IfS und der Sezession zu dieser ‚Kumpa-

nei’ war in ihrer Gespaltenheit zwischen 

„neuem Realismus“ (Weißmann 2014), 

politischem Existentialismus und meta-

politischem Pluralismus nicht unbedingt 

vorherzusehen. Es bedarf noch einer 

genaueren Analyse, inwieweit die Kon-

troversen, die nun ausgetragen werden, 

schon in früheren Kon* ikten angelegt 

gewesen sind. Es ist zu vermuten, dass 

bereits die Ablösung Kubitscheks als Ge-

schä� sführer des IfS (2008) im Zusam-

menhang mit den internen Diskussionen 

um die von ihm initiierte Konservativ-

Subversive Aktion einen Kon* iktpunkt 

gesetzt hat, der nachwirkt. Schon damals 

ging es um die Frage, ob eine Strategie der 

Provokation zum ‚Geschä� sbereich’ des 

Instituts gehöre. Wenn Kubitschek nun als 

verantwortlicher Redakteur der Sezession 

die Grundsatzfrage „für oder gegen die 

Sezession“ stellt, während Weißmann die 

AfD als „einzig denkbare Option“ unter 

den gegebenen Bedingungen bezeichnet 

und damit die Position der JF unterstützt, 

so sind dies Ausschließlichkeitsformeln, 

die wohl nur zu bearbeiten sind, wenn 

die Grundlagen der Arbeitsteilung und 

Kooperation im jungkonservativen Lager, 

speziell im IfS, aber auch zwischen IfS und 

JF neu verhandelt werden. 
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100 Jahre erster Weltkrieg – 40 Jahre diskursive 

Kämpfe um Kriegsdenkmäler
Von Robin Heun

Dass Kunst im ö� entlichen Raum in 

Form von Skulpturen und Denkmälern 

für hitzige Debatten sorgen kann, ist all-

gemein bekannt. So war zum Beispiel in 

Duisburg die berühmte Plastik „Die Kni-

ende“ von Wilhelm Lehmbruck in den 

späten 1920er Jahren massiven publizisti-

schen und vandalistischen Attacken aus-

gesetzt. Mit dem Ende der NS-Herrscha�  

erfolgte dann die Anerkennung von 

Lehmbrucks Werken und Wirken. Doch 

auch aktuell gibt es in Duisburg Streitig-

keiten um Denkmäler. Eine Recherche zu 

den Deutungskämpfen um ein Krieger-

denkmal auf dem Duisburger Kaiserberg.

Erst vor kurzem wurde in Duisburg-Essen-

berg erneut die Germania-Statue beschä-

digt und in Duisburg-Duissern auf dem 

„Ehrenfriedhof “ (Kaiserberg) erneut die 

Siegfried-Statue mit Farbe beschmiert wur-

de. Des Weiteren berichteten die WAZ und 

anschließend auch die Bildzeitung im Janu-

ar und März 2014 über Kuscheltiere, die auf 

einem maroden Kriegsdenkmal in Nähe 

des „Ehrenfriedhofs“ platziert wurden.

Die WAZ fragte ratlos, ob der auf dem 

Denkmal friedlich sitzende Eisbär „aus dem 

benachbarten Zoo ge# üchtet“1 sei. Die Bild-

zeitung schrieb über „ein(en) Friedhof der 

Kuscheltiere“ und deutete die „Teddys“ als 

einen „Jux“.  Beschä$ igt man sich allerdings 

intensiver mit diesem Denkmal, dann wird 

deutlich, dass es sich hierbei keineswegs um 

einen „Jux“2 handelt, sondern um eine per-

si# ierende Kritik an dem Denkmal. Und es 

lässt sich belegen, dass dieses Denkmal seit 

mindestens 44 Jahren in der Kritik steht.3

Ein „Ehrenmahl“ für die 193er…

Bei dem Gedenkstein handelt es sich um 

ein „Ehrenmahl“, das an ein Infanteriere-

giment (193) des ersten Weltkriegs erin-

1 „Ein friedlicher Eisbär auf einem Kriegs-

denkmal“, WAZ-Artikel vom 09.01.2014.

2 BILD Ruhrgebiet vom 14.03.2014.

3 Ich beziehe mich im Folgenden auf Zeitungs-

berichte aus der Zeitungsausschnittsammlung des 

Duisburger Stadtarchivs. Kaiserberg (64007), Eh-

renfriedhof (6410), Plastiken, Denkmale (4041).

nern soll. Die Korrespondenzen der „Ver-

einigung ehemaliger 193er“ mit der Stadt 

Duisburg belegen, dass die konkreten Pla-

nungen des Denkmals im Dezember 1931 

begannen.4  Die „Denkmalsweihe“ erfolgte 

am 08. Oktober 1933. Die Einweihungs-

feier konnte damit zu einer gemeinsamen 

Veranstaltung kaisertreuer Kriegervereine 

und nationalsozialistischer Organisationen 

werden. Aus dem Pressebericht der Nati-

onal-Zeitung, dem Propagandaorgan der 

NSDAP im Ruhrgebiet, lässt sich der Ver-

anstaltungscharakter deutlich herauslesen: 

„Neben den Alten Kämpfern mar-

schierte SA und SS, Freiwillige Feuerwehr 

und zahlreiche Abordnungen von Krie-

gervereinen […] Dann gedenken wir des 

deutschen Reiches Kanzler und falten die 

Hände und rufen Dank und Lob zu Gott in 

das deutsche Land hinein. Im Augenblick, 

da die Hülle dieses Denkmals fällt, geden-

ken wir noch der braunen Kämpfer der na-

tionalsozialistischen Freiheitsbewegung.“5

 

„Der Stein des Anstoßes“.

Im September 1970 übte die „Zentrale für 

Frieden und Hilfsbereitscha$ “ aufgrund 

nationalistischer Inschri$ en Kritik an dem 

Kriegerdenkmal. Sie forderte vermutlich 

vor dem Hintergrund des Antikriegstags: 

„Weg mit dem unzeitgemäßen Monument“. 

Laut des Zeitungsberichts wehrte sich der 

4 StA DU Bestand 600/120.

5 National Zeitung vom 09.10.1933.

mutmaßliche Eigentümer, der Verband 

deutscher Soldaten (NRW), erfolgreich ge-

gen die Beseitigung.6 Das Denkmal steht 

bis heute, wobei die Kritik an dem Denk-

mal seitdem immer wieder artikuliert wur-

de. Die Kritik von Aktivist*innen aus dem 

Umfeld der Friedensbewegung blieb nicht 

unkommentiert. Günter von Roden, der 

damalige Leiter des Duisburger Stadtarchivs 

(1955 bis 1976), schrieb in seiner 1974 ver-

ö& entlichten zweibändigen „Geschichte der 

Stadt Duisburg“, dass man solche Denkmä-

ler trotz der Kritik als „Zeichen vergangener 

Zeiten betrachten und erhalten“ sollte.7

Die Umgestaltungsdebatte 1984/1985

Bis heute wird immer mal wieder über das 

Denkmal und/oder den „Ehrenfriedhof“ 

berichtet. Während es in den 1970er Jah-

ren ruhiger wurde8, lässt sich in den Jahren 

1984/85 ein absoluter Höhepunkt der Debat-

6 „Stein des Anstoßes wird nicht entfernt“, 

NRZ-Artikel vom 03.09.1970, Nr. 203, (4041).

7 Günter von Roden: Geschichte der Stadt Duis-

burg. Die Ortsteile von den Anfängen. Die Ge-

samtstadt seit 1905. Duisburg 1974, S. 630-631.

8 In der Zeitungsausschnittsammlung des Duis-

burger Stadtarchivs befi ndet sich lediglich ein 

NRZ-Artikel von 1977, in dem berichtet wird, 

dass auf dem Ehrenfriedhof 60 Grabsteine um-

geworfen wurden und die Schäden anschließend 

von Bundeswehr Reservisten ausgebessert wur-

den. „Reservisten bessern Schäden aus“, NRZ-

Artikel vom 17.1.1977, Nr. 13, (6410).

Ein Eisbär-Kuscheltier sitzt auf dem Überrest des 193er-Ehrenmahls.
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te um das Denkmal und den Ehrenfriedhof 

ausmachen. So hieß es in einem Zeitungsar-

tikel im März 1985: „Der Ehrenfriedhof am 

Kaiserberg ist inzwischen zum politischen 

Dauerthema aufgestiegen“.9 In der Lokalpres-

se erschienen weit über 25 Artikel zur Causa 

Ehrenfriedhof. Anlass der zweijährig andau-

ernden Debatte war 1984 ein Beschluss der 

SPD den Ehrenfriedhof umzugestalten. Kon-

kret forderte die Partei unter anderem die 

Entfernung des als  „Gedenkklotz“ bezeich-

neten Denkmals sowie die Wiederaufstel-

lung des „Sitzenden Jünglings“ von Wilhelm 

Lehmbruck. Obwohl ein Foto dieser Plastik 

1937 auf der berüchtigten Ausstellung „Ent-

artete Kunst“ in München gezeigt worden 

war, blieb sie vermutlich bis Kriegsende auf 

dem Vorplatz des Ehrenfriedhofs stehen und 

wurde erst nach 1945 in ein Museum über-

führt.10 Die Idee der Wiederaufstellung des 

„Sitzenden Jünglings“ geistert mittlerweile 

seit mindestens 53 Jahren durch die Lokal-

presse.11 Anstoß der Umgestaltungsüberle-

gungen war für die SPD laut eines Zeitungs-

berichts der Volkstrauertag 1983, „an dem 

hier eine üble militaristische Demonstration 

stattfand“12. Gemeint war hiermit, dass bei 

der Volkstrauertagveranstaltung auf dem 

Ehrenfriedhof auch Mitglieder neonazisti-

scher Organisationen teilnahmen und Krän-

ze an der Siegfried-Statue niederlegten.

Neonazis suchen den Ehrenfriedhof seit 

Jahrzehnten auf, um dort o� mals im No-

vember ein so genanntes „Heldengeden-

ken“ durchzuführen. Auch im vergangenen 

9 „Wollen die Grünen auch den Kaiserberg um-

benennen?“, RP-Artikel (Christoph Rind) vom 

21.3.1985, Nr. 68, (6410).

10 Zum Verbleib der Skulptur kursieren aller-

dings verschiedene Gerüchte. Oftmals wird be-

hauptet die Plastik wäre 1937 als „entartet“ ent-

fernt worden. Dann heißt es wieder, die Plastik 

sei bei einem Luftangriff kurz vor Kriegsende 

beschädigt und deshalb entfernt worden.

11 Schon 1961 wurde dieses Vorhaben arti-

kuliert. Siehe: „Symbolik in Eisen und Stein. 

Eingangspforte zum Ehrenfriedhof in der Mau-

erruine“, RP-Artikel vom 26.10.1961, 6410.

12 „SPD: Friedhof kein Ort für Militarismus. 

Mahnung statt Kriegsverherrlichung“, NRZ-

Artikel vom 31.5.1984, Nr. 127, (6410).

Jahr war das der Fall. Damit steht die ex-

teme Rechte in der direkten Tradition der 

Nationalsozialist*innen, die ihre „Totenge-

denkfeiern“ und „Heldengedenktage“ (z.B. 

Horst-Wessel Gedenktag) an gleicher Stelle 

abhielten.

Intervention der Duisburger

Friedensinitiativen

Dem Beschluss der SPD war im Dezember 

1983 ein o! ener Brief des Organisations-

ausschusses der Duisburger Friedensiniti-

ativen an den damaligen Oberbürgermeis-

ter Joseph Krings vorausgegangen. In ihm 

thematisierte der Ausschuss die Teilnahme 

von Mitgliedern neonazistischer Organisa-

tionen am Volkstrauertag und bezeichnte 

die Gestaltung des Friedhofs als „Schande 

für Duisburg“. Verbunden mit dieser Kri-

tik forderte der Organisationsausschuss die 

Entfernung der „kriegsverherrlichenden 

Teile des Ehrenfriedhofs“13. Dem o! enen 

Brief folgte 1984 ein Bürgerantrag, der die 

Umgestaltung des Ehrenfriedhofs und die 

Entfernung des „Gedenkklotzes“ beim 

13 DISS-Archiv: Bestand Duisburger Frieden-

sinitiativen; Offener Brief des Organisatiosaus-

schuß der Duisburger Friedensinitiativen vom 

05.12.1983, S. 2-6.

Stadtrat einforderte.14 In einem Sitzungspro-

tokoll des Organisationsausschuss hielt man 

im Juni 1985 fest, dass die SPD sich „Teile 

des Antrags zu eigen gemacht hat, indem 

sie den Oberstadtdirektor au! ordert, eine 

mögliche Umgestaltung des Ehrenfriedhofs 

zu prüfen“. Da wohl seitens der SPD „keine 

konkrete Au! orderung zur Veränderung“ 

vorlag, kommentierte der Protokollant: „Wir 

müssen also weiterkämpfen.“15 Es deutet 

daher vieles darauf hin, dass die Duisburger 

Friedensinitiativen die Idee der Umgestal-

tung des Ehrenfriedhofs erst in die Partei-

politik getragen haben. Ferner geht aus Zei-

tungsartikeln hervor, dass die Bemühungen 

der SPD vermutlich auf Anregung der Jusos 

innerhalb der SPD zurückzuführen sind.16

Während die Grünen den Antrag der SPD 

im Rat unterstützten, stieß der Antrag bei 

14 DISS-Archiv: Bestand Duisburger Frieden-

sinitiativen; Bürgerantrag der Duisburger Frie-

densinitiativen vom 11.01.1984, S. 3.

15 DISS-Archiv: Bestand Duisburger Friedens-

initiativen; Sitzungsprotokoll vom 13.05.1985.

16 Vgl. „CDU: Denkmalschutz für Ehrenfried-

hof“, WAZ-Artikel vom 20.07.1984 (kie); „Das 

lehnen wir ab“, WAZ-Artikel vom 18.11.1985. 

Nach Angaben eines anderen Zeitungsberichts 

wurde der SPD-Antrag von den Ortsvereinen 

Neudorf und Kaßlerfeld angeregt.

Fotokollage der „Denkmalsweihung“ von H. Hill (1933).  Die preußische Pickelhaube 

und der Hitlergrüß als ikonogra� sche Symbiose des Kaiserreiches mit dem NS-Staat.
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der CDU, bis auf die Idee einer Wiederauf-

stellung der Lehmbruck-Plastik, auf he� ige 

Ablehnung. Während einer Ratssitzung be-

schimp� e der CDU-Sprecher die Duisburger 

SPD als „moderne Bilderstürmer“17. Der Be-

gri�  des „Bildersturms“ tauchte im laufe der 

Debatte noch mehrmals auf.18  In der WAZ 

vom 09.08.1985 lehnte ein CDU-Ratsherr 

das Vorhaben der SPD mit dem Hinweis ab, 

er sehe „in Duisburg – ironisch gesprochen – 

die Gefahr einer kleinen Kulturrevolution“19. 

Ein Fraktionskollege, so die WAZ, habe sich 

dafür ausgesprochen, „nichts zu tun, was an 

die Zeit der Bilderstürme und der Bücher-

verbrennung erinnern könnte“20.  In Anleh-

nung an die Meinung des ehemaligen Stadt-

archivleiters war die CDU der Au� assung, 

dass es gebiete, das Denkmal „als geschicht-

liches Erbe zu ertragen“. Die CDU reagierte 

auf das SPD-Vorhaben mit einem Beschluss, 

den Ehrenfriedhof unter Denkmalschutz 

zu stellen.21  Ein knappes Jahr später wollte 

auch die FDP das Vorhaben der SPD durch 

17 „Wollen die Grünen auch den Kaiserberg 

umbenennen?“, RP-Artikel vom 21.3.1985, Nr. 

68, (Christoph Rind) (6410).

18 Vgl., „FDP-Ratsherr spricht vom Bilder-

sturm der SPD. Breites Echo auf neue Pläne 

für Kasierberg-Denkmal.“, NRZ-Artikel vom 

17.8.1985, Nr. 190, (6410);; „AUF EHREN-

FRIEDHOF Tote verhöhnt“, RP-Leserbrief 

20.11.1985.

19 „Ratsherr befürchtet die Gefahr einer ,Kultur-

revolution‘“, WAZ-Artikel vom 09.8.1985 (Ge).

20 Ebd.

21 „CDU: Denkmalschutz für Ehrenfriedhof“, 

WAZ-Artikel vom 20.07.1984 (kie).

einen Denkmalschutz-Antrag kippen.22 Kurz 

zuvor hatte sich der Verband der Duisburger 

Bürgervereine in die Umgestaltungsdebatte 

eingeschaltet und in einem o� en Brief an 

OB Krings betont, dass „der seit Jahrzehnten 

bestehende Ehrenfriedhof kein Objekt sei, 

um einen inzwischen geänderten Zeitgeist 

nachträglich korrigierend darzustellen“. Der 

Verbandsvorsitzende war der Meinung, dass 

niemand beim Anblick der „schwülstig und 

fatal wirkenden Sätze“ der Heldentod-Glori-

! zierung erliegen werde. „Vielmehr wird eine 

Begegnung mit diesen Inschri� en die Ju-

gendlichen eine Erinnerung daran sein, wie 

ihre Vorväter dachten und fühlten und sie 

wird Anlaß zu heilsamer Besinnung sein.“23

An die vermeintliche Kra�  einer heil-

samen Besinnung schien eine Gruppe aus 

Kunststudierenden/Juso-Mitgliedern hinge-

gen nicht zu glauben. Zwei Wochen später 

haben sie das 193er-Ehrenmahl – nach dem 

Vorbild des Künstlerehepaars Christo und 

Jeanne-Claud – bunt eingepackt. Mit einem 

solchen Akt des kreativen Protests wollte die 

Gruppe ihren Unmut über die noch nicht er-

folgte Umgestaltung des Friedhofs zum Aus-

druck bringen.24  In der Rheinischen Post 

wurde die Protestaktion als „makaber“25 be-

22 „Ehrenfriedhof. FDP beantragt Denkmal-

schutz“, WAZ-Artikel vom 21.05.1985 (bec).

23 „Bürgerverein betont: Ehrenmal dient als 

Gedenkstätte. Diskussion um Kaiserberg-Fried-

hof“, WAZ-Artikel vom 29.04.1985, Nr. 99.

24 „Protestaktion: Ehrenmal bunt eingepackt“, 

NRZ-Artikel vom 11.5.1985, Nr. 110. (6410).

25 „Gedenkstein ,verpackt´“, RP-Artikel vom 

11.05.1985..

zeichnet. Auf parteipolitischer Ebene lief die 

Debatte derweil weiter. Die CDU organisier-

te einen runden Tisch mit Vertreter*innen 

verschiedener Vereine sowie aus kulturellen 

und kirchlichen Institutionen, die sich ge-

schlossen gegen die Entfernung des „Ge-

denksteins“ aussprachen. Gegen eine „zeit-

gemäße“ Ergänzung des Gedenksteins zum 

Beispiel  durch zusätzliche Tafeln hatte laut 

des Zeitungsberichts „niemand etwas einzu-

wenden“. Die Familie Lehmbruck hatte sich 

allerdings gegen die Herstellung einer Kopie 

des „Sitzenden Jünglings“ ausgesprochen.26  

Unabhängig davon konnte die SPD ihren 

Antrag aufgrund der Mehrheitsverhältnisse 

im Stadtrat beschließen, worau" in die CDU 

beim Rheinischen Denkmalamt Denkmal-

schutz für den „Gedenkstein“ beantragte und 

die FDP den Landeskonservator informier-

te.27 Die Causa Ehrenfriedhof wurde damit 

auf die Landesebene getragen. Darau" in 

wandte sich Prof. Udo Mainzer von Amt 

für Denkmalp# ege in einem Brief an den 

Oberstadtdirektor und gab bekannt, dass der 

Ehrenfriedhof vorläu! g in die Denkmalliste 

eingetragen wird, weil „Gefahr im Verzug“28 

bestehe. Dieses Ereignis scheint die Debatte 

26 „Sprecher verschiedener Institutionen dis-

kutieren gestern / Noch ungewiß: Wem gehört 

der Gedenkstein?“, RP-Artikel vom 8.8.1985, 

Nr. 181 (Christoph Rind), (6410).

27 „Ehrenfriedhof: SPD will den Gedenkstein 

jetzt entfernen“, WAZ-Artikel vom 13.08.1985 

(bec).

28 Denkmalamt belehrt Oberstadtdirektor“, 

RP-Artikel vom 7.9.1985, Nr. 207, (Christoph 

Rind), (6410).

Der „Schicksalswürfel“ auf dem Kaiserberg in Duisburg. Foto: H. Hill (1933), StA DU.
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zumindest auf parteipolitischer Ebene zum 

Stillstand gebracht zu haben.

Auf dem Ehrenfriedhof ging der diskursi-

ve Kampf hingegen weiter. Nur wenige Tage 

vor dem Volkstrauertag 1985 hatten Unbe-

kannte den rechten Arm und das Schwert 

der Siegfried-Statue abgesägt.29  Auch in den 

nachfolgenden Monaten und Jahren kam es 

immer wieder zu Sprühereien, die auch als 

Reaktion auf die neonazistischen Aktivitäten 

auf dem Ehrenfriedhof zu verstehen sind.

Im Kontrast dazu wurde der umstrittene 

„Gedenkstein“ 2003 vom Bürgerverein Du-

issern gereinigt und poliert.30 Obwohl der 

Gedenkstein wie auch der Ehrenfriedhof 

ursprünglich im Kontext des ersten Welt-

kriegs entstanden, wurden sie im Laufe 

der Jahre mit anderen Inhalten aufgeladen. 

Beispielsweise thematisierten die Gedenk-

veranstaltungen zum Volkstrauertag nach 

1945 in erster Linie den zweiten Weltkrieg.

Schlussbetrachtung

Insgesamt muss die Umgestaltungsdebat-

te von 1984/85 vor dem Hintergrund der 

Friedensbewegung der 1980er Jahre be-

trachtet werden. In Duisburg gab es aktive 

Friedensinitiativen und gut besuchte Os-

termärsche. Auch wurden 1984 die Grü-

nen erstmalig mit 7 Sitzen (8,6 Prozent) in 

den Stadtrat gewählt. Ferner beschloss der 

Pfarrer der Salvatorkirche 1985, dass das 

Tragen von Uniformen in der Kirche un-

29 „Siegfried-Statue nachts zerstört“, RP-Arti-

kel vom 11.11.1985, Nr. 261 (Cri), (6410).

30 „Der Kaiserberg: Duisserns alte Schönheit. 

Bürgerverein reinigt Parkanlage“, WAZ-Arti-

kel vom 20.12.2003, Nr. 243 (64007).

erwünscht sei. Der Duisburger Polizeichor 

hatte darau! in seinen Au" ritt beim Ad-

ventskonzert abgesagt. Ein Mann kom-

mentierte den Vorfall in einem Leserbrief, 

aus welchem sehr deutlich hervorgeht, wie 

die Anliegen aus dem Umfeld der Friedens-

bewegung vielfach auf Unverständnis stie-

ßen: „Wohl noch niemals in der Geschichte 

stand das Wort Frieden so im Mittelpunkt. 

Eine kaum abreißende Kette von Aktionen, 

Demonstrationen, Protesten verschiedens-

ter Art, die Gesetze und Recht nach ihren 

Vorstellungen auslegen (und mißbrauchen) 

durchdringt das Tagesgeschehen.“31

Die # emen der Friedenbewegung wur-

den aber auch von städtischer Seite aufge-

gri$ en, als 1982 das Duisburger Kulturfes-

tival Akzente unter dem Motto „Eine Taube 

macht noch keinen Frieden“ ausgerichtet 

wurde. Neben dem zentralen # ema der 

atomaren Ab- bzw. Aufrüstung (NATO-

Doppelbeschluss) sind in den 1980er Jah-

ren auch die nationalsozialistischen Ver-

brechen vermehrt in den ö$ entlichen Fo-

kus gerückt. Dies spiegelte sich auch in der 

Umgestaltungsdebatte wieder, indem zum 

Beispiel die Duisburger Friedensinitiativen 

dafür eintraten, den Ehrenfriedhof in eine 

Gedenkstätte für die Opfer beider Welt-

kriege, „der verfolgten und ermordeten 

Juden, Antifaschisten und Widerstands-

kämpfer“ umzugestalten.32 Letztlich gelang 

es zwar nicht, den „Schicksalswürfel“, so die 

Bezeichnung des „Gedenkklotzes“ in den 

Planungskorrespondenzen, zu entfernen. 

31 Leserbrief: Verblendung (Karl Fey), RP 

16.11.1985.

32 Ehrenfriedhof, Wochenanzeiger-Artikel 

vom 11.12.1985.

Allerdings hatten sich grundlegende Vor-

stellungen verändert. Während man 1914 

davon ausging, dass der „Ehrenfriedhof “ 

eine „würdige, stille Stätte vaterländischer 

Heldenverehrung [sei], ein Stück Erde, das 

unseren Nachfahren bis in die fernsten Ge-

schlechter heilig sein wird“33, betrachteten 

die Aktivist*innen der Friedensbewegung 

den Friedhof 70 Jahre später als unerträgli-

che Stätte der „Völkerverhetzung“. 

Inzwischen hat der Zahn der Zeit den 

„Schicksalswürfel“ in einen baufälligen Zu-

stand versetzt, sodass das Amt für Umwelt 

und Grün das Denkmal eingezäunt hat. Was 

mit dem Denkmal geschehen soll, bleibt 

vorerst ungeklärt. Meine Auskun" sanfrage 

beim Denkmalamt blieb bisher unbeant-

wortet. Vielleicht wird es zum 100 Jährigen 

Jubiläum des ersten Weltkrieges restau-

riert? In Anlehnung an die DISS-Broschüre 

„Kriegsdenkmäler als Lernorte friedenspäd-

agogischer Arbeit“ empfehle ich eine Infor-

mationstafel aufzustellen, die die Inschri" en 

kritisch in den Kontext einordnet und etwa 

den Begri$  des „Helden“ problematisiert. 

Das Denkmal wäre so für eine pädagogische 

Friedensarbeit einsetzbar. Der zwischenzeit-

lich auf dem „Gedenkklotz“ friedlich sitzen-

de Eisbär wurde inzwischen von Neonazis 

abgebrannt. Die Anzahl der Kuscheltiere auf 

dem „Gedenkklotz“ hat sich darau! in ver-

vielfacht. Die diskursiven Kämpfe um das 

Denkmal sind also weiterhin sichtbar. Im 

Übrigen ist das Copyright für den „Sitzen-

den Jüngling“ mittlerweile ausgelaufen.

33 „Die Weihe des Duisburger Ehrenfriedho-

fes“, Duisburger Generalanzeiger 14.12.1914.
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Nach der Reichsgründung 1871 wurde eine 

Sortierung nach „aus- und inländischen 

Zigeunern“ vorgenommen. Die Behand-

lung der „ausländischen Zigeuner“ war 

vor allem von Verboten und restriktiven 

Maßnahmen gekennzeichnet. Die Hin-

tergründe dieser Politik lagen darin, dass 

der deutsche Nationalstaat auf völkischer 

Grundlage ausgerichtet war, was sich be-

sonders in der Etablierung des ius sanguinis 

(„Recht des Blutes“) widerspiegelte. Natio-

nale oder ethnische Minderheiten stan-

den im Widerspruch zu dieser völkischen 

Staatsau� assung. Bereits 1870 wurden für 

bestimmte Gruppen das Recht zur Ein-

reise sowie das Aufenthalts- und Arbeits-

recht eingeschränkt oder völlig verboten. 

Der spätere Reichskanzler Otto Fürst von 

Bismarck ordnete an, gegen „ungarische 

Drahtbinder-, Kessel� icker- und Zigeuner-

Banden mit aller Strenge“ (zit. nach Bonil-

lo 2001, 71) vorzugehen. In den folgenden 

Jahren traten in allen deutschen Bundes-

staaten Ausnahmeregelungen in Kra� , die 

die Zuwanderung von „Zigeunern“ ohne 

Staatsangehörigkeit eines deutschen Bun-

deslandes unterbinden sollten. Im Hinblick 

auf die Verfassung waren von diesen Maß-

nahmen diejenigen Sinti und Roma ausge-

nommen, die die deutsche Staatsangehörig-

keit besaßen. Dabei wurde vielen aus vorge-

schobenen Gründen die Staatsbürgerscha�  

verwehrt, obwohl deren Familien schon 

teilweise seit Jahrhunderten in Deutschland 

lebten. Sie wurden dann zu „ausländischen 

Zigeunern“ erklärt und ausgewiesen. 

Der Bundesratsbeschluss vom 31.10.1883 

verbot die Vergabe von Gewerbescheinen an 

„ausländische Zigeuner“. Diese dur� en sich 

nur dann im Deutschen Reich au� alten, 

wenn sie Geld und Reisepapiere nachwei-

sen konnten. 1886 kam es zu einer weite-

ren Verschärfung. Laut eines Erlasses vom 

30.04.1886, der sich gegen „inländische Zi-

geuner“ richtete, sollten „Banden“, die die 

„ö� entliche Ordnung und Sicherheit“ ge-

fährdeten, sich „einer seßha� en Lebenswei-

se“ (ebd., 101) zuwenden. Diese „Seßha� -
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machung“ bedeutete nichts weiter als eine 

rücksichtslose Assimilierungspolitik. An-

tiziganistische Topoi wie der Vorwurf des 

Nomadentums und der Kriminalität dien-

ten als Legitimierung der kriminalpräventi-

ven Kontrolle der „inländischen Zigeuner“. 

Da dies im Widerspruch zum allgemeinen 

Gleichheitsgrundsatz in der Verfassung 

stand, muss von einen rassistisch motivier-

ten Sonderrecht gesprochen werden, das sie 

wegen ihrer ethnischen Herkun�  als Bür-

ger_innen zweiter Klasse behandelte.

Der Kriminalbiologe Cesare Lombroso 

behauptete in seinem 1876 verö� entlichten 

Werk „L’uomo delinquente“, dass Kriminali-

tät eine vererbte Minderwertigkeit wäre, die 

an äußeren Merkmalen festgemacht werden 

könne (vgl. Simon 2001, 57). Dort gibt es 

ein längeres Kapitel über einen vorgeblichen 

genetisch bedingten kriminellen Charakter 

der „Zigeuner“. Sie waren für Lombroso 

„das lebende Beispiel einer ganzen Rasse 

von Verbrechern“ (ebd., 167). Schon bald 

nach der Übersetzung seines Werkes ins 

Deutsche fanden Lombrosos kriminalbiolo-

gische " esen auch hierzulande vor allem in 

juristischen Kreisen eine breite Akzeptanz 

(vgl. Bondio 1995). Viele deutsche Krimino-

logen setzten ein delinquentes Verhalten mit 

einer biologischen Minderwertigkeit gleich; 

Vorverurteilungen aufgrund von biologi-

schen Merkmalen fanden weite Verbreitung.

Eine Konsequenz der Aneignung der 

kriminalbiologischen Lehren war die Grün-

dung der Münchener „Zigeunerzentrale“ 

im Jahre 1899 (vgl. Jansen 1996, 15), die ein 

„Zigeuner-Register“ anlegte, was sonst nur 

für Verbrecher_innen üblich war. So wur-

den Sinti und Roma vermessen, fotogra# ert 

und ihre Fingerabdrücke archiviert, ohne 

dass sie strafrechtlich in Erscheinung getre-

ten waren oder verdächtigt wurden. In dem 

Zeitraum von 1899 bis 1905 wurden Na-

men und Daten von 3.350 „aus- und inlän-

dischen Zigeunern“ und „nach Zigeunerart 

umherziehenden Personen“ gesammelt. 

Diese Sammlung wurde 1905 als Buch für 

den polizeilichen Gebrauch verö� entlicht, 

das von Alfred Dillmann, dem Leiter der 

„Zigeunerzentrale“, herausgegeben wurde.

Der Rassismus gegen Sinti und Roma 

kam meistens aus der Mitte der Gesell-

scha� . In Zeitungen und Zeitschri� en wur-

den die Topoi der Kriminalität, Faulheit, 

der Primitivität und des Nomadentums 

transportiert. In den Straßburger Neuesten 

Nachrichten (08.03.1902) wurden sie zum 

Beispiel als „Blutsauger des Landvolkes 

(…), die sich so rasend schnell vermehren 

wie der Sand am Meer“ beleidigt. Bei Sit-

zungen des Reichstages waren es vor allem 

Abgeordnete des Zentrums, die die Ausei-

nandersetzung mit der „Zigeunerfrage“ auf 

die Tagesordnung brachten. Der Abgeord-

nete Matthias Erzberger verlangte im Feb-

ruar 1905, das „Zigeunerunwesen“ stärker 

zu bekämpfen. Am 01.12.1909 stellte der 

Zentrumsvorsitzende Freiherr von Hert-

ling die Anfrage, den „Herrn Reichskanzler 

zu ersuchen, einen Gesetzentwurf vorzule-

gen, durch welchen das bandenweise Um-

herziehen der Zigeuner verboten wird.“ 

Auf der „Zigeunerkonferenz“ 1911 in 

München wurde die Forderung erhoben, 

sie aus dem ö� entlichen Leben systematisch 

auszugrenzen. Sie sollten von der Benutzung 

ö� entlicher Plätze, Eisenbahnen und Bo-

denseeschi� e ausgeschlossen werden. Der 

Vertreter des Landes Elsaß-Lothringen be-

fürwortete sogar die Deportation von „hei-

matlosen Zigeunern“ in deutsche Kolonien. 
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Rassistische „Zigeunerpolitik“ im Deutschen Kaiserreich

Von Michael Lausberg

O� mals wird eine rassistisch motivierte „Zigeunerpolitik“ in Deutschland erst nach 

der „Machtergreifung“ der Nationalsozialist_innen vermutet. Verschiedene neuere 

Forschungen (Bonillo 2001, Jansen 1995, Wippermann 1999) weisen jedoch nach, 

dass die Wilhelminische „Zigeunerpolitik“, die die entscheidenden gesellscha� lichen 

Grundlagen im Umgang mit Sinti und Roma bis 1933 legte, rassistisch geprägt war. 
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Rassismus und Antiziganismus in Portugal

Von Ismail Küpeli

Die portugiesische Gesellschaft ist bis heute stark geprägt durch Migrationsbewe-

gungen. In den 1970er und 1980er Jahren wanderten insbesondere prekarisierte 

ArbeiterInnen aus den (ehemaligen) Kolonien ein, später aus Osteuropa. Durch 

die aktuelle Wirtschafts- und Finanzkrise hat auf der anderen Seite die Auswan-

derung nach Mittel- und Nordeuropa massiv zugenommen. Der Politikwissen-

schaftler und Aktivist Ismail Küpeli untersucht, wie sich Rassismus und Antiziga-

nismus unter diesen spezifischen Bedingungen in Portugal ausformen.

Der Beitrag ist ein Auszug aus der Pu-

blikation: Nelkenrevolution reloaded? 

Krise und soziale Kämpfe in Portugal, 

Münster 2013: edition assemblage, 96 

S. , 9,80 Euro.

Die massive Auswanderung von Por-

tugiesInnen ist kein neues Phänomen. 

Bereits unter der Salazar-Diktatur ver-

ließen viele Menschen das Land, sei es 

aufgrund von Armut oder politischer 

Verfolgung. In den 1970er Jahren leb-

ten über eine Million PortugiesInnen im 

Ausland und die Bevölkerung in Portu-

gal sank von 9,7 Millionen (1960) auf 8,5 

Millionen (1970). Die Rücküberweisun-

gen der emigrierten portugiesischen Ar-

beiterInnen waren bis weit in die 1980er 

Jahre eine wichtige finanzielle Devisen-

quelle für Portugal. Noch 1989 lag der 

Anteil der Rücküberweisungen am Brut-

toinlandsprodukt bei über 8%. Die Zahl 

der PortugiesInnen im Ausland beträgt 

inzwischen über 5,5 Millionen1, was bei 

einer Bevölkerung von zehn Millionen, 

die noch in Portugal leben, die immense 

Auswanderung deutlich macht. Unmit-

1 Vgl. Santos u.a. 2009, 15.

telbar nach der Nelkenrevolution 1974 

wanderten viele Günstlinge und Unter-

stützerInnen der Diktatur ins Ausland, 

neben einigen wohlhabenderen Portu-

giesInnen, die ihr Vermögen sichern 

wollten. In den 1970er und 1980er Jahren 

ging die Arbeitsmigration nach Nordeu-

ropa etwas zurück. Portugal entwickelte 

sich in den 1990er Jahren zu einer Art 

migrationspolitischer Zwischenstation 

bzw. zu einer »Semiperipherie im globa-

len Migrationssystem«2. Während einer-

seits portugiesische ArbeiterInnen nach 

Nordeuropa gingen, um dort prekäre 

und schlecht bezahlte Jobs zu machen, 

kamen MigrantInnen nach Portugal, 

um hier prekäre und schlecht bezahlte 

Jobs zu machen. Ab Mitte der 1990er 

Jahre lag die Zahl der EinwanderInnen 

in Portugal höher als die Zahl der Por-

tugiesInnen, die ins Ausland auswander-

ten. In der gegenwärtigen Krise hat die 

Arbeitsmigration von PortugiesInnen 

deutlich zugenommen. Zielländer sind, 

neben den reicheren europäischen Län-

dern, auch die ehemaligen Kolonien. Er-

wähnenswert ist etwa Angola mit seiner 

wachsenden Erdölindustrie, das inzwi-

schen viele gut ausgebildete portugiesi-

sche ArbeiterInnen beschäftigt.

Durch die massive Auswanderung 

der PortugiesInnen und die massenhafte 

Einberufung von jungen Männern für 

die portugiesischen Kolonialkriege ent-

stand in den 1960er Jahren in Portugal 

ein Mangel an Arbeitskräften. Die por-

2 Góis/Marques 2010, 37.

tugiesische Regierung antworte hierauf 

mit der Rekrutierung von Arbeitskräf-

ten aus den Kolonien. Diese portugie-

sischsprachigen EinwanderInnen aus 

Ländern Afrikas stellten bis Ende der 

1990er Jahre die Mehrheit der Migran-

tInnen.3  Sie haben, ebenso wie die Ein-

wanderInnen aus Brasilien, in Portugal 

auf der rechtlichen Ebene gegenüber den 

anderen MigrantInnen eine bevorzugte 

Position. Sie können leichter eine Auf-

enthaltserlaubnis erhalten und bekom-

men schneller und unkomplizierter die 

portugiesische Staatsbürgerschaft.4  Es 

gibt aufgrund der religiösen und sprach-

lichen Übereinstimmung zwischen der 

Mehrheitsgesellschaft und dieser Grup-

pe der MigrantInnen wenige Debatten 

bezüglich der staatlichen Sprach- und 

Religionspolitik. 

Alle legalen MigrantInnen erhalten 

in Portugal eine Arbeitserlaubnis und 

alle ArbeiterInnen, seien es portugiesi-

sche oder ausländische, sind rechtlich 

gleichgestellt. Einige zehntausend »ille-

gale« MigrantInnen wurden 1992, 1996 

und 2001 legalisiert, dabei handelt es 

sich hauptsächlich um Menschen aus 

der Ukraine, Moldawien, Rumänien und 

Russland. Inzwischen leben ca. 500.000 

3 Seit Ende der 1990er Jahre gibt es verstärkt 

eine Arbeitsmigration aus Osteuropa, insbeson-

dere etwa aus der Ukraine. So stieg der Anteil 

der UkrainerInnen an der Gesamtzahl der Aus-

länderInnen in Portugal von 0,4% (2001) auf 

20,8% (2004).

4 Die bevorzuge Behandlung der portugiesisch-

sprachigen MigrantInnen setzt sich auch dort 

fort, wo formaljuristisch eine Gleichbehand-

lung vorgeschrieben ist. Während etwa 99% 

der Anträge auf Legalisierung von »illegalen« 

portugiesischsprachigen MigrantInnen erfolg-

reich waren, wurden 10% bis 43% der Anträge 

von nicht-portugiesischsprachigen MigrantIn-

nen abgelehnt (vgl. Góis/Marques 2010, 45).
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MigrantInnen in Portugal, die damit 

etwa 5% der Gesamtbevölkerung bilden.

Rassismus gegen

MigrantInnen und Roma

Allerdings unterscheiden sich die sozi-

ale Anerkennung und die ökonomische 

Position der MigrantInnen deutlich von 

ihrem rechtlichen Status. Die üblichen 

rassistischen und sexistischen Klischees 

finden sich auch in Portugal wieder: Die 

Bilder von »faulen Schwarzen«, »sexy 

Brasilianerinnen« und »diebischen Zi-

geunern« finden sich sowohl im Alltag 

als auch in den Massenmedien wieder. 

Insbesondere Schwarze und Roma sind 

häufig Opfer von verbalen rassistischen 

Angriffen. Viele MigrantInnen haben 

eher prekäre Jobs, werden oft unter-

bezahlt und sind wesentlich mehr von 

Arbeitslosigkeit und Armut betroffen 

als die Menschen aus der Mehrheitsge-

sellschaft. ArbeitgeberInnen nutzen die 

ökonomische Verwundbarkeit der Mi-

grantInnen, insbesondere von Osteuro-

päerInnen, um schlecht angesehene und 

körperlich anstrengende Arbeiten für 

geringe Löhne verrichten zu lassen.

Verglichen mit Deutschland fällt die 

geringe Anzahl von rassistischen Ge-

waltakten auf.5  Allerdings sind die vor-

handenen Daten sehr lückenhaft und 

sozialwissenschaftliche Untersuchungen 

rassistischer Gewalt existieren kaum. In 

einer der wenigen empirischen Untersu-

chungen wurden für den Zeitraum zwi-

schen 2000 und 2002 neun Fälle von ras-

sistischer Gewalt erfasst, die in sieben 

der Fälle von PolizistInnen begangen 

wurden.6  Es gibt auch mindestens zwei 

Fälle, in denen junge Migranten bei Po-

lizeikontrollen erschossen wurden: 2003 

ein 26-jähriger Kapverdianer und 2009 

ein 14-jähriger Bewohner eines Lissabo-

ner Slums. Die Polizei behauptet, dass 

die Opfer die PolizistInnen angegriffen 

hätten, die dann in Notwehr geschossen 

hätten. In beiden Fällen wurden die Po-

lizistInnen freigesprochen. Eine weitere 

Tätergruppe sind vereinzelte FaschistIn-

nen - eine größere militante faschisti-

sche Bewegung existiert nicht.

5 Gewaltakte meinen hier den Einsatz von mas-

siver physischer Gewalt, mit direkten Folgen 

wie etwa Körperverletzung. Strukturelle oder 

psychische Gewalt ist explizit ausgenommen.

6 Vgl. Dias/Seabra 2003, 36.

Rassismus äußert sich in Portugal nicht 

nur gegenüber MigrantInnen, sondern 

wesentlich stärker gegenüber den ca. 

40.000-50.000 Roma, die eine »einhei-

mische« ethnische Minderheit bilden.7  

Die Roma sind in Portugal sozial und 

ökonomisch marginalisiert. Die rassis-

tischen Diskriminierungen beginnen in 

den Schulen, wo portugiesische Eltern 

sich dagegen wehren, dass ihre Kinder 

und Roma-Kinder zusammen unter-

richtet werden. Dies ging in der Vergan-

genheit zum Teil so weit, dass an den 

Schultoren Schilder mit der Aufschrift 

»Kein Zugang für Zigeuner« aufgestellt 

wurden.8  Die Schulverwaltungen sind 

oft nicht gewillt oder nicht interessiert, 

gegen solche Diskriminierungen vorzu-

gehen. In einem Fall fragte die Polizei 

in den Schulen, ob bei ihnen Roma un-

terrichtet werden und ob der Schulver-

waltung kriminelle Handlungen dieser 

Schüler bekannt sind. Diese Anfrage der 

Polizei wurde Ende 2012 bekannt, nach-

dem ein Schulleiter in Almada, einer 

Kleinstadt südlich von Lissabon, sich 

weigerte, diese rassistischen Fragen zu 

beantworten und sich beim Bildungs-

ministerium darüber beschwerte. Dies 

löste eine öffentliche Debatte aus. 

Bei der Frage nach menschenwürdi-

gem Leben geht die rassistische Diskri-

minierung weiter. Viele Roma wohnen 

in Blechhütten in den Slums ohne Zu-

gang zu Trinkwasser und Elektrizität, 

weil sie auf dem »normalen« Immobi-

lienmarkt keinen Wohnraum erhalten. 

Es gibt zwar staatliche Projekte, um 

halbwegs akzeptable Wohnverhältnisse9  

möglich zu machen, die aber oft zu wü-

tenden Protesten derjenigen führen, die 

keine Roma in »ihrer« Nachbarschaft 

wünschen. In einigen wenigen Fällen 

ging dieser Protest bis zur Bildung von 

rassistischen Bürgerwehren, die Jagd auf 

Roma machten, wie etwa 1997 in der 

nordportugiesischen Ortschaft France-

los. Eine selbsternannte Miliz beschul-

digte die Roma in Francelos des Dro-

genhandels und organisierte Angriffe 

7 Auch dies unterscheidet Portugal von 

Deutschland, wo der Rassismus sich zentral ge-

gen die MigrantInnen richtet – und nicht gegen 

»einheimische« Minderheiten wie etwa Sorben.

8 So etwa 2003 in der Ortschaft Teivas (vgl. 

ECRI 2007, 30).

9 Hier geht es um Selbstverständlichkeiten wie 

Zugang zu Wasser und Elektrizität.
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Margarete Jäger / Heiko Kau# mann (Hg.)

Skandal und doch normal

Impulse für eine antirassistische Praxis. 

edition DISS Bd. 31, 2012 Münster: Un-

rast  253 S., 24 € 

Rassismus ist weiterhin ein drängendes 

Problem in Deutschland, das das Zusam-

menleben von Personen unterschiedli-

cher Herkun&  beeinträchtigt oder ganz 

zerstört. Rassismus schädigt das gesell-

scha& liche Klima und kann – wie nicht 

zuletzt die NSU-Morde zeigen – zu Mord 

und Totschlag führen. Er bewirkt massive 

Ausgrenzungen und wir&  emanzipatori-

sche Konzepte immer wieder weit zurück. 

Schauplätze sind sowohl institutionelle 

Ebenen wie auch die Medien und der All-

tag.

Um dagegen vorzugehen, hat sich in 

Deutschland seit den 1980er Jahren eine 

Rassismusforschung herausgebildet, die 

versucht, das Wirken ausgrenzender Dis-

kurse zu analysieren und o# enzulegen. 

Damit will diese Forschung all jenen zuar-

beiten, die Rassismus und seine destrukti-

ven Krä& e bekämpfen wollen.

Das gemeinsame Anliegen der Au-

tor_innen ist es, durch die Analyse von 

Ursachen und Mechanismen herabsetzen-

der Markierungen und stigmatisierender 

Ausgrenzungen einen geschär& en Blick 

auf dominante rassistische diskursive Ver-

schränkungen und Praxen zu gewinnen.

Mit Beiträgen von Susan Arndt, " omas 

Bryant, Sebastian Friedrich, Jessica Heun, 

Margarete Jäger, Heiko Kau# mann, Karl 

Kopp, Sara Madjlessi-Roudi, Jobst Paul, 

" omas Quehl, Nora Räthzel, Sebastian 

Reinfeldt, Albert Riedelsheimer, Yasemin 

Shooman, Regina Wamper und Aram Ziai.
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Rassismus und Migration

auf vermeintliche Dealer und Demons-

trationen gegen die Roma. Später wur-

den einige Mitglieder der Miliz wegen 

Körperverletzungen und Entführungen 

zu fünf Jahren Haft verurteilt. In weni-

ger beachteten Fällen sind die lokalen 

Behörden oft nicht gewillt, die Roma 

vor solchen rassistischen Angriffen zu 

schützen. In manchen Fällen geht sogar 

die Vertreibung von Roma-Siedlungen 

auf die Initiative der lokalen Behörden 

zurück, wie etwa in der südportugiesi-

schen Stadt Faro 2003. Rassistische Ge-

waltakte gehen ebenfalls von der Polizei 

aus, die etwa unbegründete Razzien ge-

gen Roma-Siedlungen durchführt. Poli-

zistInnen, die Roma misshandeln, müs-

sen keine Konsequenzen befürchten: 

Bisher ist kein Fall bekannt, in dem ein 

Polizist oder eine Polizistin für rassisti-

sche Gewalt bestraft wurde.

Die ökonomische Marginalisierung 

der Roma hat viele Konsequenzen. Vie-

le müssen auf die informelle Ökonomie 

ausweichen und etwa als »fliegende 

Händler« auf Jahrmärkten arbeiten, weil 

sie keine Jobs auf dem regulären Ar-

beitsmarkt erhalten. Die Polizei und die 

örtlichen staatlichen Behörden gehen 

gegen diese Händler mit unverhältnis-

mäßiger Härte vor und versuchen, sie zu 

vertreiben. Nicht nur als ArbeiterInnen, 

sondern auch als KundInnen erfahren 

Roma Benachteiligungen – sei es, dass 

sie keinen Eintritt in Geschäfte erhal-

ten10  oder Banken ihnen keine Kredite 

geben.

10 Der letzte bekannte Fall ereignete sich im 

Dezember 2012, als ein Bankmanager einen 

Kunden vom Sicherheitsdienst aus der Bank-

fi liale werfen ließ, weil er davon ausgegangen 

war, dass der Kunde Roma sei.

Bisher stehen die antirassistischen NGOs 

wie etwa »SOS Racismo« und die selbst-

organisierten Roma-Gruppen recht allein 

im Kampf gegen diese vielfältigen For-

men des Rassismus. Positiv erwähnens-

wert ist lediglich, dass es in Portugal bis-

her keine relevante politische Kra%  gibt, 

die ö& entlich antiziganistisch au% ritt 

– anders als in einigen anderen europäi-

schen Ländern.
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Er lebt derzeit in Portugal und begleitet 

die sozialen Bewegungen vor Ort solida-

risch und kritisch und berichtet regelmäßig 

über die Folgen der Wirtscha" skrise und 

die Proteste gegen die neoliberale Krisen-

politik.

Die ›Junge Freiheit‹ steht für das das jung-

konservative Lager der Neuen Rechten, 

das sich dem Kampf wider die ›Dekadenz‹ 

verschrieben hat. Sie zielt auf eine ideolo-

gische Umorientierung der Eliten, wirbt 

für eine ›konservative Basisbewegung‹ 

und unterstützt rechtspopulistische Par-

teiansätze. Das Parteiorgan der NPD, die 

›Deutsche Stimme‹, versteht sich dagegen 

als Sprachrohr einer ›Fundamentalop-

position von Rechts‹, die sich mehr oder 

weniger o& en in die Tradition des nati-

onalsozialistischen Kampfes gegen das 

›System‹ stellt, dabei aber auch auf jung-

konservative und nationalrevolutionäre 

Ideen zurückgrei% . In beiden untersuch-

ten Leitorganen sind,unterschiedliche 

Lesarten des völkischen Nationalismus 

identi6 zierbar.

Helmut Kellershohn (Hg.)

Die ›Deutsche Stimme‹ 

der ›Jungen Freiheit‹

Lesarten des völkischen 

Nationalismus in zent-

ralen Publikationen der 

extremen Rechten

Edition DISS Bd. 23

330 Seiten, 28 EUR

In den vergangenen Jahren ist ein ver-

stärktes Bemühen auf Seiten der extre-

men Rechten zu beobachten, Themen, 

politische Strategien, Aktionsformen 

und ästhetische Ausdrucksmittel linker 

Bewegungen zu adaptieren und für ih-

ren Kampf um die kulturelle Hegemo-

nie zu nutzen. Solche Phänomene sind 

keineswegs neu. Auch der Nationalsozi-

alismus bediente sich der Codes und Äs-

thetiken politischer Gegner und suchte 

Deutungskämpfe gerade verstärkt in die 

Themenfelder zu tragen, die als traditi-

onell links besetzt galten. Auch in den 

1970er Jahren waren solche Strategien 

vorhanden. Es stellt sich die Frage, wa-

rum und in welcher Form diese Dis-

kurspiraterien heute wieder verstärkt 

auftreten.

Regina Wamper / Helmut 

Kellershohn / Martin 

Dietzsch (Hg.)

Rechte Diskurspiraterien. 

Strategien der Aneignung 

linker Codes, Symbole 

und Aktionsformen

Edition DISS Bd. 28, 

Münster: Unrast

288 S., 19.80 €
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In ihrer Promotionsschri�  von 2009 be-

gibt sich Claudia Globisch auf die Suche 

nach der Semantik des Antisemitismus 

im radikal linken und rechten Spekt-

rum. Sie erö� net diese mit einem Zitat 
aus Elemente des Antisemitismus und 
dem adornitischen Postulat, das Fortle-
ben des Faschismus in der Demokratie 
sei weitaus gefährlicher als dessen Wir-
ken gegen die Demokratie.

Ausgangspunkt ihrer Analyse ist jedoch 

nicht die Kritische ! eorie der Frank-

furter Schule, sondern eine an Klaus 

Holz anschließende Kritik der aktuellen 

Antisemitismusforschung. Diese nimmt 

folgende De" zite in  den Blick:  Der An-

tisemitismusbegri#  variiere erheblich, 

eine spezi" sche Analyse entlang politi-

scher Spektren sowie des systematischen 

Selbst- und Fremdbilds abseits von Ste-

reotypkonstruktionen werde vernachläs-

sigt und das Phänomen Antisemitismus 

werde als eine rassistische Reaktion oder 

eine Anhäufung von Bildern verstanden 

und nicht als eine stabile Weltanschau-

ung, ein Grundaxiom moderner Ge-

sellscha% . (Vgl. 19-20) Antisemitismus 

müsse jedoch im Rahmen einer Analyse 

moderner Gesellscha% en als eine Seman-

tik, als Kommunikation in sinnsti% ender 

Funktion wahrgenommen werden, wie 

es die wissenssoziologische Konzeption 

Holz‘ eines nationalen Antisemitismus 

tut. Holz sieht die Herabwürdigung ‚der 

Juden‘ begründet in der Konstitution der 

Nation als politische und soziale Hand-

lungseinheit  von Gruppen, die sich selbst 

als Völker de" nieren. Als solche, so argu-

mentiert Globisch mit Koselleck, seien 

Nationen auf ein Konzept angewiesen, 

mittels dessen sie durch Ausgrenzung 

ihre eigene Identität eingrenzen, also 

sich selbst de" nieren und signi" kant 

werden können. (Vgl. 35) Hierzu reiche 

die Abgrenzung zwischen Nationen von-

einander allerdings nicht aus. Da „die 

‚Juden‘ nicht nur dem eigenen, sondern 

allen ‚Völkern‘ entgegengesetzt werden“, 

so Holz, nähmen sie die Position eines 

Dritten, einer Negation der Nation selbst 

Rassismus und Migration

ein.1 Die nationale Di# erenz sei somit 

eine symmetrische, während die Figur 

des Dritten asymmetrisch sei.

Der nationale Antisemitismus ist da-

her jene Form der Judenfeindscha% , die 

durch die Abgrenzung von dem, was als 

jüdisch verstanden wird, das nationale 

Selbstverständnis konturiert (Vgl. 15-16). 

Die nationale Semantik ist dann der kul-

turelle Wissensvorrat, in dem sich dieses 

Verständnis kommunikativ realisiert. Mit 

Luhmann sieht Globisch den nationa-

len Antisemitismus als das funktionale 

Element, das die Logik des Nationalen 

abrundet. Der Ursprung der Semantik 

ist daher weniger i n historischen oder 

genealogischen Transformationsprozes-

sen zu suchen, als vielmehr innerhalb der 

systemkonstituierenden Kommunikation, 

die Globisch wiederum um handlungs-

1 Holz, Klaus 2001: Nationaler Antisemitis-

mus: Wissenssoziologie einer Weltanschauung; 

Hamburg: Hamburger Edition, 99

theoretische Elemente aus der „pragmati-

schen Lebenswelttheorie“ erweitert. (124 

#  ) Semantik als sinnkonstituierender 

Mechanismus umfasst Globisch zufolge 

eine Komposition aus symboli schen Ele-

menten, wie  Momente des „Bewusstseins, 

der Leiblichkeit und des Handelns“. (130)

Inwieweit sich diese Elemente  in den 

Texten des linken und rechten politisch 

radikalen Spektrums nachweisen lassen, 

soll in Radikaler Antisemitismus gezeigt 

werden. Hierzu bedient sich Globisch 

einer Auswahl von Printmedien, die un-

terschiedliche Mil ieus und Strömungen 

in beiden Feldern umfassen. Ihnen sollen 

mittels einer hermeneutischen Sequenz-

analyse sowie einer darauf au* auenden 

qualitativen Inhaltsanalyse ihrer sinnkon-

struierenden Struktur,  mutmaßlich ein 

Moment antisemitischer Semantik, abge-

rungen werden. 

Im empirischen Teil ihrer Arbeit be-

rücksichtigt Globisch ein umfangreiches 

Archiv an Texten. Dieses reicht von anti-

Radikaler Antisemitismus –  Wo Luhmann und 
Adorno sich gute Nacht sagen.

Eine Rezension von Felix Kronau

Claudia Globisch:

Radikaler Antisemitis-

mus. Inklusions- und 

Exklusionssemantiken 

von links und rechts in 

Deutschland

Wiesbaden 2013: VS-

Verlag

422 S., EUR 49,99
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imperialistischen über globalisierungskri-

tische bis hin zu neurechten Publikatio-

nen sowie Zeitschri� en aus dem Umfeld-

neonazistischer ‚Freier Kameradscha� en‘ 

und  umspannt einen Zeitraum von 1989 

bis 2009. (167-174 und 175-185) Aus 

den 13 unterschiedlichen Zeitschri� en 

werden jeweils fünf Artikel berücksich-

tigt, deren Inhalt durch einen zuvor per 

Sequenzanalyse hergestel lten Codierplan 

interpretativ analysiert wird. (158-159) 

Was bleibt?

Globisch analysiert in Radikaler Antisemi-

tismus detailliert und unter korrekter Ver-

wendung einer hochkomplexen Methode 

dive rse kommunikative Elemente anti-

semitischer Herabwürdigung. Sie stellt 

detailliert dar, welcher identitätssti� ende 

Charakter dem Ressentiment gegenüber 

‚den Juden‘ in der Konstruktion linker 

und rechter Weltanschauung zukommt 

und wie sich dies in ihrem Material wider-

spiegelt. (309-312 / 252-256) So verdeut-

licht sie z.B., wie in beiden Sphären eine 

Umkehr der Täter-Opfer-Konstruktion, 

wahlweise zugunsten der Wir-Gruppe 

(explizit) beziehungsweise über eine Re-

ferenzgruppe (implizit) vollführt wird. 

(23) Sie zeigt zudem, wie tief eingewoben 

das Ressentiment gegenüber ‚den Juden‘ 

in das zeitgenössische Denken ist. Leistet 

Globischs Arbeit somit eine kritische Aus-

einandersetzung mit ihrem Gegenstand? 

Der Vorwurf, sie bediene mit ihrer 

Analyse von linken und rechten Quellen 

die Extremismustheorie, scheint zu kurz 

gegri# en und polemisch. Die von ihr dar-

gestellten Parallelen sind wohlbegründet, 

und Globisch ist nicht die erste, die die 

Analogie des Antisemitismus in der ra-

dikalen Rechten und Linken thematisiert. 

Doch gerade weil sie die nationale Seman-

tik als ein universales Prinzip identi$ zie-

ren möchte, stellt sich die Frage, warum 

sie gerade dieses Forschungsfeld wählt. 

Wenn sie die Herabwürdigung der Juden 

als fundamentales Moment der modernen 

Gesellscha�   begrei� , warum untersucht 

sie Gruppen, die gegen die Umstände 

dieser Gesellscha�  opponieren? Erblin-

det eine vergleichende Analyse entlang 

der Rechts-Links-Achse nicht in Bezug 

auf eine wie auch immer geartete Mitte? 

Ja, formuliert die Autorin ihren Text nicht 

notwendigerweise aus der Perspektive 

dieser Mitte hera us? Und warum wird der 

besondere deutsche Kontext ignoriert, 

wenn nur deutschsprachige Quellen be-

rücksichtigt werden? 

Globisch betont, sie wolle mit ihrer 

Auswahl die Kontextabhängigkeit der von 

ihr thematisierten Semantik prüfen (32# ). 

Und natürlich erweisen sich infolge ihrer 

Analyse die untersuchten Argumentati-

onen als nicht minder bürgerlich als die 

bürgerliche Gesellscha�  selbst. Gerade 

weil aber in der Empirie ein Bezug auf den 

Mainstream fehlt, scheint die von Glo-

bisch zu Tage geförderte Semantik doch 

nur an den vermeintlichen Rändern der 

Gesellscha�  in Erscheinung zu treten und 

nicht in Form der universellen Mantelung, 

die sie zuvor ausgiebig thematisiert. 2 Hier 

aber o# enbart sich ein weiterer kritischer 

bzw. unkritischer Aspekt der Arbeit, und 

zwar in der Holz‘schen Identi$ kation ‚der 

Juden‘ als Negation der Nation im Allge-

meinen - in ihrer Rolle als Dritte. 

Wie Holz in Paradoxie der Normali-

sierung argumentiert, ist eine Antisemi-

tismusforschung, die auf ein allgemeines 

Moment verzichtet, de$ zitär und verbannt 

ihren Gegenstand i n den Bereich psycho-

logischer Be$ ndlichkeiten. (116-117) Da-

mit könnte etwa eine % ese gemeint sein 

wie diejenige, dass der deutsche Antise-

mitismus auf das Scheitern Hitlers an der 

Wiener Kunstakademie zurückzuführen 

wäre. Doch gerade hinter der nationalen 

Semantik scheinen das totgesagte Subjekt 

und die Psychologie in die Analyse zu-

rückzukehren. 

Das Subjekt steht am Rande der Ge-

sellscha�  und die Herabwürdigung der 

Juden wohnt ihm o# enbar notwendiger-

weise inne. Hier legt sich der ‚Geruch‘ 

Freuds still und heimlich über den Sinn 

für die Genealogie des Antisemitismus als 

Tragik des Unvermeidlichen. Dass Glo-

bisch letztlich hinter das in ihrem hoch 

di# erenzierten % eorieteil o# ensichtliche, 

kritische Potenzial zurückfällt, kann nicht 

dadurch verdeckt werden, dass sie auch 

mit Adorno schließt. Was ermittelt die 

Untersuchung Radikaler Antisemitismus 

nun? Die antisemitische Herabwürdigung 

existiert und sie richtet sich gegen ‚die Ju-

den‘.

2 Vgl. Holz, Klaus 2009: Paradoxie der Nor-

malität. Drei Gegensatzpaare des Antisemitis-

mus vor und nach Auschwitz. In: Holz, Klaus 

/ Kauffmann, Heiko / Paul, Jobst (Hg.): Die 

Verneinung des Judentums. Antisemitismus als 

religiöse und säkulare Waffe, Münster: Unrast 

Edition DISS, 108-109.

Rassismus und Migration

K. Holz / H. Kau# mann / J. Paul (Hg.)

Die Verneinung des Judentums
Edition DISS Band 22, 184 S., 22 €

Der Band umfasst eingehende Analysen 

antisemitischer Positionierungen auf den 

Diskursebenen der Medien, der Politik, der 

Wissenscha� , der Religion und des Alltags. 

% ematisiert wird die Entstehung des poli-

tischen Antisemitismus in Deutschland und 

dessen gegenwärtige Wiederbelebung im 

Islamismus. 

Regina Wamper

Das Kreuz mit der Nation. Christlicher 

Antisemitismus in der Jungen Freiheit

Edition DISS Band 18

208 S., 22 €

Religion und Glaube spielen in der Wo-

chenzeitung Junge Freiheit eine zentrale 

Rolle. Dadurch werden Bilder von Juden 

und Judentum vermittelt, die längst ver-

gessen schienen. Sie belegen, dass Antiju-

daismus eine immer noch aktuelle Form 

der Judenfeindscha�  ist. Die diskursana-

lytische Studie untersucht die zentralen 

% emen dieser Diskurse.



Ähnlich wie Foucault war Camus einige 

Zeit Mitglied der kommunistischen Partei 

Frankreichs, die er als nicht orthodoxer 

linker Anarcho-Marxist alsbald wieder ver-

ließ. Onfray charakterisiert ihn als jeman-

den. „der sich nicht nur mit Meer, Sonne 

und Licht vereinen wollte, sondern auch 

mit der strahlenden Zukun�  des Proletari-

ats“ (129), der also nicht orthodoxer Nietz-

scheaner war, der sich weigerte, irgend-

einen Philosophen nachzubeten oder gar 

anzubeten, der selbst denken wollte und 

konnte und dessen Denken von Nietzsches 

Erkenntnis „Gott ist tot!“ fasziniert war. 

Fahren wir mit Nietzsche fort, dem deut-

schen Philosophen, der sich nicht in erster 

Linie als Mensch sah, sondern als Dynamit, 
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der das gesamte abendländische Denken 

ansteckte, dem begeistert zugestimmt wur-

de, der aber auch wütend abgelehnt wurde. 

Denn fast alle abendländischen Intellek-

tuellen nach ihm bezogen sich auf Nietz-

sches Werke, seine philosophischen („Die 

Fröhliche Wissenscha� “, „Jenseits von Gut 

und Böse“) und seine literarischen Arbeiten 

(„Also sprach Zarathustra“) sowie Apho-

rismen. Gleichviel ob sie sturzkonservative 

BürgerInnen waren, Völkische Nationalis-

ten (Arthur Möller van den Bruck, Geor-

ges Sorel), Faschisten/Nationalsozialisten 

(Bennito Mussolini, Adolf Hitler, Alfred 

Rosenberg, Martin Heidegger, Ernst Bert-

ram, Ernst Jünger), Anthroposophen (Ge-

org Steiner), Anarchisten (Gustav Landau-

 Im Namen der Freiheit. 
Ein kurzer Essay zu Albert Camus, Friedrich Nietzsche, Michel Foucault 

und Co., einige Bemerkungen zum orthodoxen Marxismus sowie ein 

Seitenblick zu den Grünen von 2014

Von Siegfried Jäger

er, Michael Bakunin, Peter Kropotkin, John 

Moore) Marxisten (Hegelianer) (Walter 

Benjamin, Jürgen Habermas, % eodor W. 

Adorno, Max Horkheimer, Georg Lukacs, 

Ernst Bloch), Literaten (wie % omas Mann, 

Gottfried Benn, Stefan George), freie Linke 

(wie etwa Jacques Derrida, Michel Foucault, 

Gilles Deleuze, Felix Guattari, u.a.) oder 

Bratkarto& el Philosophen (Peter Sloterdi-

jk) oder Feministinnen (Lily Braun) und 

Künstler  (Tommaso Marinettis futuristi-

sches Manifest), sie alle  wurden von Nietz-

sche angestoßen. Und dies in unterschied-

lichster und o�  in ambivalenter oder gar 

gegensätzlichster Weise.1

1 Eine sehr dichte und sachliche Darstellung 

dazu ist Steven E. Aschheim: Nietzsche und 

die Deutschen. Karriere eines Kults, Stuttgart, 

Metzler 1996. Auf diese stützen sich die An-

gaben zu Nietzsche und seiner Rezeption. Die 

ideengeschichtliche Abhandlung sollte aller-

dings um genealogische Befragungen erweitert 

werden. So ließe sich vielleicht der Zusammen-

hang zwischen den Denksystemen Nietzsches 

und Marx´ besser verstehen. Zu Foucault und 

Nietzsche vgl. die Artikel in DE 2, S. 166-191 

sowie DE 1, S. 727-743.

Ich fange an bei Albert Camus. 2013 erschien bei Knaus ein knapp 600 Seiten dickes 
Buch des französischen Philosophen Michel Onfray zu Leben und Philosophie des Al-

bert Camus. (Im Namen der Freiheit. München 2013, 573 S., 29.99 €) Das Buch bietet 

eine liebevolle Darstellung von Camus‘ kurzem Leben, seiner Philosophie („Der Mensch 

in der Revolte“, „Der Mythos von Sisyphos. Ein Versuch über das Absurde“) und sei-

ner interessanten Belletristik („Der Fremde“, Literatur-Nobelpreis 1957 für „Der Fall“, 

Dramen wie „Caligula“, „Die Gerechten“). Onfray zeigt auf, dass und inwiefern Camus 

Nietzscheaner ist, Sozialist jenseits der verschlafenen Sozialdemokratie, Kommunist 

jenseits aller Orthodoxie, Freund und Gegner von Sartre (der zumindest ein Stück weit 

mit den Nazis kollaborierte). Vor allem aber sei Camus ein Mensch aus den ärmsten 

Schichten Algeriens gewesen, der das Leben, die Frauen, die Menschen und die Natur 

liebte, die Dü� e, das Mittelmeer und das Salz und die Sonne.
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ner  und Robert Habeck unter der Über-

schri� : Salz, Sonne und Meer „ein ganz 

neues Freiheitskonzept“ vor. Sich von den 

sogenannten Liberalen der FDP absetzend 

formulieren sie: „Vielleicht ist der Libe-

ralismus ja tatsächlich bei uns zu Hause. 

Aber wir müssen einsehen, dass ein libe-

raler Zungenschlag kein Beweis ist und 

noch lange keine Strategie. Die Grünen 

haben bisher die Frage nicht beantwortet, 

ob sich bei ihnen etwas ändern sollte und 

wenn ja, was.

Dabei birgt der Freiheitsdiskurs tat-

sächlich eine große Chance für die Partei, 

[…] sich nochmals neu zu er# nden. Da-

mit können wir der Gesellscha�  im Mer-

kel-müden Deutschland einen Impuls ge-

ben, die Republik wacher, kreativer, freier 

zu machen. Dazu müssen sich die Grünen 

die Freiheit nehmen, Freiheit neu zu den-

ken. Erstmal muss die Partei ein Sensori-

um gegen obligatorische Ismen und gegen 

Bevormundung entwickeln.

So eine Haltung # nden wir in ausge-

prägt politischer Form im Werk von Al-

bert Camus […] Camus hat genau das, 

was die Grünen jetzt brauchen: Aus einem 

tief gegründeten Humanismus speisen 

sich seine Lebensbejahung und Bevor-

mundungsverneinung: […] Wertgeleitete 

Haltung ohne Ideologieklappe, das wäre 

die grüne Freiheit. ‚Programmatische 

Schärfe‘ und ‚radikales Augenmaß‘. Genau 

so sollten die Grünen sein.“

Einverstanden! Aber nur jenseits von 

Glauben und Wissen. Und nicht im ab-

grundtief konservativ schickimickiha� en 

Cicero.

3. S. z.B. Foucault: Dispositive der Macht.. 

Michel Foucault über Sexualität, Wissen und 

Wahrheit, Berlin: Merve 1978, sowie Foucault: 

Freiheit und Selbstsorge, Frankfurt/M. 1985

2. Vgl. dazu Oliver Flügel-Martinsen:: Jenseits 

von Glauben und Wissen. Philosophischer Ver-

such über das Leben in der Moderne, transcript 

Bielefeld 2011 und meine Besprechung in 

DISS-Journal Nr.21

Den Hintergrund für diesen Boom bildete 

natürlich die europäische Au& lärung, die 

man allerdings nicht auf das Ereignis von 

1789 reduzieren sollte, sondern die bereits 

einige Jahrhunderte davor als sich langsam 

strukturierender Prozess begann und na-

türlich auch im 19. Jahrhundert und bis in 

die Gegenwart andauert. Nietzsche wurde 

so etwas wie das Sprachrohr sich verdich-

tender Au& lärung, und seine Rezeption 

war deshalb so breit und widersprüchlich 

gestreut, weil Nietzsches Ideen so viel-

seitig und vielschichtig waren und o�  so 

punktgenau Säkularisierung einforderten, 

dass sie sich den herrschenden Denksys-

temen o� mals leicht amalgamieren lassen 

konnten. Gegen Nietzsches „Tod Gottes“ 

und die Säkularisierung allgemein erhob 

sich jedoch ein riesiger Widerstand, der 

selbst noch in solchen Denksystemen zu 

hausen begann, die sich gegen die alten 

Werte des Christentums und gegen die sie 

vertretenden BürgerInnen wandten, was 

sogar auch noch bei Nietzsche selbst zu 

beobachten ist: Sein Tod Gottes hat auch 

ihm Angst gemacht und seine Akzeptanz 

dieser Einsicht hat ihn möglicherweise in 

den Wahnsinn getrieben. Dafür spricht, 

dass Nietzsche in einer orthodox protes-

tantischen Pfarrersfamilie aufgewachsen 

war, in der das Wort Gottes Gesetz und 

die Ho' nung auf ein Leben nach dem Tod 

Gewissheit waren. Der Philosoph Oliver 

Flügel-Martinsen hat meines Erachtens 

zutre' end nachgewiesen, wie selbst bei 

philosophischen Heroen wie Kant und 

Hegel der Abschied vom Metaphysischen 

trotz allen Bemühens scheiterte und ihre 

Schri� en im Kern Zu* ucht dazu such-

ten und diese zu begründen versuchten. 

Nietzsche und Derrida dagegen gingen 

von der Ungewissheit des Wissens aus und 

halten daran auch fest, doch sie  befassen 

sich mit der Frage, wie damit umzugehen 

sei. Die Antwort lautet:  mit vorsichtigem 

Philosophieren und, verbunden damit: be-

hutsamen Befragungen.2  Michel Foucault 

steuert in eine ähnliche Richtung, indem 

er die absolute Erkenntnis (Wahrheit) 

zwar bestreitet, aber nicht die Wahrheiten, 

die er allerdings als historisch kontingent 

und  nur als jeweilig und in ständiger his-

torischer und räumlicher Veränderung 

begri' en sieht.3

Das hat dramatische Folgen: Natürlich 

kann man weiterhin versuchen, in den 

Glauben zu springen (Kierkegaard); aber 

Zweifel sind auch dann angebracht, wie 

zumindest fortschrittliche Kenner der hei-

ligen Schri� en wissen. Aber sicher ist: Alle 

Orthodoxien stehen auf tönernen Füßen, 

die christliche und die anderer Glaubens-

richtungen, also auch die marxistische. 

Keine(r) kann sicher sein. 

Da nimmt man doch erfreut zur 

Kenntnis, dass es auch noch einige Opti-

misten gibt, solche zum Beispiel, die sich 

auf Albert Camus beziehen, wie dies zwei 

studierte Grüne in der Mai-Ausgabe des 

Cicero tun. Dort schlagen Franziska Brant-

Portraitzeichnung Nietzsches aus Sozialis-

tische Monatshe! e Nr. 10 (Oktober 1900) 

S. 626.
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Tino Heims Dissertation (2011, TU 
Dresden) erschien 2013 unter dem 
Titel „Metamorphosen des Kapitals. 
Kapitalistische Vergesellschaftung 
und Perspektiven einer kritischen So-
zialwissenschaft nach Marx, Foucault 
und Bourdieu“ im Transcript-Verlag. 
Es handelt sich um ein Mammutwerk 
(674 Seiten), dessen Programm, die 
Theorieentwürfe dreier Klassiker in 

Beziehung zu setzen, um die Analyse 

der Veränderungsprozesse des moder-
nen Kapitalismus zu ermöglichen, hier 

nur knapp angedeutet werden kann. 

Es handelt sich mehr um eine Emp-

fehlung an potenzielle LeserInnen, die 

gewaltige Leistung Tino Heims durch 

die Lektüre seines Werkes sich zu Nut-

ze zu machen.

Ausgehend von einer Kritik des ober-

flächlichen, zumeist moralisierenden 

Rekurses auf den Kapitalismusbegriff 

im Rahmen medialer und wissenschaft-

licher Verarbeitungen der jüngsten Fi-

nanzkrisen stellt sich Heim die Aufga-

be, durch die miteinander verwobene 

Rekonstruktion der Theorieprogram-

me von Marx, Bourdieu und Foucault 

(MFB) allererst die theoretischen Vo-

raussetzungen zu schaffen für ein Be-

greifen historischer und gegenwärtiger 

Entwicklungen kapitalistischer Ver-

gesellschaftung. Das ist insofern ein 

komplexes Unterfangen, als sie auch die 

Kritik vorherrschender Rezeptionswei-

sen der drei Klassiker impliziert, um 

„grundlegende Gemeinsamkeiten in 

den Forschungsgegenständen und den 

Analysemethoden“ (37) jenseits zwei-

fellos vorhandener unterschiedlicher 

Perspektivierungen freizulegen. Es geht 

nicht um Vereinheitlichung, sondern 

um die Vermittlung unterschiedlicher 

Kategoriensysteme für die vertiefende 

Begründung einer analytisch-kritischen 

Sozialwissenschaft.

Demokratie und Wissenscha� 

Der theoretische Rahmen

In Kapitel II, das den „theoriesystemati-

schen Vorlauf “ (ebd.) enthält, geht Heim 

in fünf Schritten vor. Zunächst arbeitet 

er heraus, dass MFB einen „geteilten Ge-

genstandsbezug und ein gemeinsames 

Problemfeld“ (43) aufweisen, zum einen 

in Bezug auf die Genese, zum anderen 

hinsichtlich der „immanenten Strukturen 

und Prozesslogiken kapitalistischer Ge-

sellscha# en“ (46). Im zweiten Schritt wen-

det er sich den Forschungsprogrammen 

zu (Marx: Historischer Materialismus; 

Foucault: archäologisch-genealogisches 

Forschungsprogramm; Bourdieu: „allge-

meine ökonomische Praxiswissenscha# “). 

Diese könnten in einem „Verhältnis wech-

selseitiger Ergänzung“ und gegenseitiger 

Erklärung zueinander stehen, vorausge-

setzt, man verzichtet z.B. bei Marx auf eine 

ökonomistische Lesart.

Im dritten Schritt untersucht Heim 

„geteilte % eoriedispositionen“. Darun-

ter versteht er „Gemeinsamkeiten in der 

Form, in der Probleme formuliert und 

angegangen“ würden, und für die Heim 

Wittgensteins Begri&  der „Familienähn-

lichkeit“ verwendet, um deutlich zu ma-

chen, dass es sich hierbei nicht um klar de-

' nierte identische Eigenscha# en handelt, 

sondern um ein Netz von „A*  nitäten und 

Entsprechungsverhältnisse(n)“ (71). Die 

% eorieansätze von MFB versteht Heim 

im weitesten Sinne als % eorien der Praxis 

bzw. weist ihnen einen praxeologischen 

„Metamorphosen des Kapitals“. Tino Heims 
grundlegende Arbeit zur Weiterentwicklung 

kritischer Gesellschaftstheorie
Eine Rezension von Wolfgang Kastrup und Helmut Kellershohn

Timo Hein

Metamorphosen des Kapitals

Bielefeld 2013: transcript

674 S., 44,80 Euro
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Status (72) zu, in Abgrenzung zu struktu-

ralistischen und systemtheoretischen An-

sätzen auf der einen und handlungstheo-

retischen und phänomenologischen An-

sätzen auf der anderen Seite. Als Bezugs-

punkt (73) dienen Heim die Marx’schen 

Feuerbachthesen, Bourdieus Entwurf einer 

! eorie der Praxis und Foucaults Unter-

suchungen zur Disziplin oder Biopolitik 

sowie dessen Behandlung von Diskursen 

als Praktiken, „die systematisch die Regeln 

bilden, von denen sie sprechen“ (Archäolo-

gie des Wissens). 

Im Einzelnen beschreibt Heim drei 

Dispositionen: erstens eine kritische Hal-

tung zu anthropologischen Grundannah-

men im Sinne einer „überhistorischen 

Wesensbestimmung des Menschen“ (75) 

sowie einer Reduktion gesellscha" licher 

Verhältnisse auf Interessen und Bedürf-

nisse der Individuen (methodischer Anti-

individualismus); zweitens die grundsätz-

liche Anerkennung der Historizität und 

Diskontinuität gesellscha" licher Verhält-

nisse sowie die Ablehnung einer telelogi-

schen Gerichtetheit historischer Abläufe 

(Kontingenzprinzip); drittens das Bemü-

hen, Dichotomien in der soziologischen 

# eoriebildung zu vermeiden, zum Bei-

spiel solche wie Individuum-Gesellscha" , 

Handlung-Struktur, materiell-symbolisch. 

MFB bevorzugten dagegen eine „antidua-

listische # eoriedisposition“ und suchten 

die „praxeologische Au$ ösung“ derartiger 

Dichotomien (85).

Im vierten Schritt geht Heim auf die 

„wissenscha" stheoretischen Selbstver-

ständnisse“ von MFB ein. Gemeinsamkei-

ten entdeckt er hier, zunächst bei Bour-

dieu und Foucault, in dem Bezug auf die 

Epistemologie Gaston Bachelards und 

Georges Canguilhems, die den Gegensatz 

von Wissenscha"  und Erfahrung/Wahr-

nehmung betont. Wissenscha"  verfährt 

demnach grundsätzlich konstruktivis-

tisch, Bourdieu bezeichnet seinen Ansatz 

als „konstruktivistischen Strukturalis-

mus“, Foucault warnt vor der „Illusion der 

Erfahrung“. Bei Marx sieht Heim einen 

Bruch seines Wissenscha" sverständnisses 

zwischen den Frühschri" en, der Deut-

schen Ideologie und den Arbeiten zur Kri-

tik der politischen Ökonomie mit ihrer be-

rühmten Unterscheidung zwischen „We-

sen“ und „Erscheinung“, zwischen innerer 

„Kerngestalt“ und der „fertige[n] Gestalt 

der ökonomischen Verhältnisse, wie sie 

sich auf der Ober$ äche zeigt“ (MEW 25, 

219). Marx hat in der Einleitung zu den 
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Grundrissen seine analytisch-synthetische 

Methode vorgestellt, die das Konkrete, das 

Ganze der ökonomischen Verhältnisse als 

eine „Totalität von vielen Bestimmungen 

und Beziehungen“ gedanklich zu reprodu-

zieren beansprucht, auf dem Wege also ei-

ner begri&  ichen Konstruktionsarbeit, die 

sich sowohl absetzt vom Empirismus der 

Vulgärökonomie als auch reiner Begri* s-

spekulation à la Hegel (110f.).

Heim beschließt den im engeren Sinne 

theoretischen Teil mit Ausführungen zum 

Verständnis einer analytisch-kritischen 

Sozialwissenscha"  bei MFB. Im Kern sieht 

er deren Gemeinsamkeit in der Ableh-

nung eines normativen Kritikverständnis-

ses, das die gesellscha" lichen Verhältnisse 

an normativ verstandenen Kategorien wie 

‚Gleichheit’, ‚Freiheit’, ‚Gerechtigkeit’ oder 

‚Mensch’, ‚Menschlichkeit’ und ‚Mensch-

heit’ (133) bemisst, statt diese selbst als 

Momente (bestehender) gesellscha" licher 

Praxis zu begreifen. Es geht – so Bourdi-

eu – um die „exakte theoretische Analyse 

der Funktionsweise ökonomischer, po-

litischer und ideologischer Strukturen“ 

(ebd.), deren Kritik in dem Nachweis ih-

rer „Ungleichgewichte, Widersprüche und 

damit Kon$ iktdynamiken und Verände-

rungspotenziale“ (134) bestünde. Heim 

nennt diesen Ansatz kritisch-funktionale 

Analyse, die wir im Weiteren mit Blick auf 

die Klassenverhältnisse im Kapitalismus 

weiterverfolgen. 

Klassenverhältnisse im Kapitalismus

Die gegenstandsbezogenen Analysen 

Heims beginnen mit einem längeren Ab-

schnitt (Kapitel III), der der Marx’schen 

Darstellung einer kapitalistischen Öko-

nomie „im idealen Durchschnitt“ (37) ge-

widmet ist. Das Begreifen der allgemeinen 

‚Bewegungsgesetze’ der kapitalistischen 

Wirtscha" sform gilt Heim als Vorausset-

zung „für die Analyse von Hauptlinien 

der Transformationen kapitalistischer 

Vergesellscha" ung“ (212), um die es dann 

in den weiteren Kapiteln geht. In Kapitel 

IV erarbeitet er die Genealogien kapitalis-

tischer Vergesellscha" ung unter Bezug auf 

Foucault und Marx. Im Kapitel V geht es 

um Funktionen und Metamorphosen der 

kapitalistischen Klassenverhältnisse bei 

Marx und Bourdieu. Hierauf wollen wir 

näher eingehen.

Klassenanalysen, auch solche in der 

Tradition des Marxismus stehende, kom-

men, so Heim, nicht an der # eorie von 

Bourdieu vorbei. Denn trotz der Distanz 

zwischen Bourdieu und dem „Marxis-

mus“ gebe es „theoretische Konvergenzen 

und wechselseitige Ergänzungspotenziale 

beider Ansätze“ (423). Das Besondere des 

Klassenbegri* s müsse in drei Momenten 

gesehen werden: Es handele sich sowohl 

um einen ökonomischen als auch und 

soziologischen Funktionsbegri* , und drit-

tens biete er als Begri*  die Möglichkeit, 

„Ungleichheiten, soziale Bewegungen und 

Kon$ iktdynamiken“ zu analysieren (425). 

In Anlehnung an Marx, der ja im Kapital 

auch keine bestimmte kapitalistische Ge-

sellscha"  gekennzeichnet habe, sondern 

„ein Modell der Logik des Kapitalverhält-

nisses im ideellen Durchschnitt“, seien 

Klassen keine „realen sozialen Klassen“, 

sondern, laut Marx, „Personi< kationen 

ökonomischer Kategorien“. Sie kämen 

nur „als Träger typischer Funktionen des 

Kapitalverhältnisses in Betracht“ (439). 

Mit Ausnahme der „historisch-rekons-

truktiven Kapitel“ im Kapital analysiere 

Marx „überhaupt keine sozialen Klassen“, 

sondern über ein „ funktionelles Schema 

de< nierte objektive Klassen“ (440). 

Bourdieu knüpfe deutlich an Marx an, 

da sein Ansatz der Klassenanalyse mit der 

Analyse gesellscha" licher Reproduktions-

prozesse verbunden sei (451). Der soziale 

Raum, in welchem sich Kapital und Klas-

sen bei Bourdieu befänden, werde durch 

drei Dimensionen konstruiert: Erstens 

das Kapitalvolumen (gemeint ist damit 

die „Summe der Verfügungsmacht über 

verwertbare ökonomische und kulturelle 

Formen akkumulierter Arbeit“), zweitens 

die Kapitalstruktur (das bedeutet die „Zu-

sammensetzung der verschiedenen Kapi-

talien“) und drittens die soziale Lau= ahn, 

womit Auf- und Abstiegsmöglichkeiten 

angesprochen würden. Für Bourdieu sei 

für die Bestimmung einer sozialen Klasse 

entscheidend, dass alle relevanten Merk-

male in der Struktur ihrer Beziehungen 

gesehen würden. Diese „theoretisch ob-

jektivierbaren Beziehungen“ würden al-

lerdings erst dann soziokulturell sichtbar, 

„wenn sie sich in besonderen symbolisch 

distinkten und distinktiven Praktiken und 

Einstellungen manifestieren“. Bourdieu 

habe dazu einen „Raum der Lebensstile“ 

(ein Präferenzsystem mit Vorlieben für 

Nahrung, Kunst, Kultur, Sport, Kleidung, 

Reisen etc.) gescha* en (453). Dieser un-

terscheide sich aber von der in Deutsch-

land dominierenden soziologischen Mi-

lieuforschung dadurch, dass Bourdieu 
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strukturelle Übereinstimmungen und In-

terdependenzbeziehungen zwischen Klas-

senlagen und Lebensstilen sehe, wobei 

hinzukomme, dass diese  außerdem mit 

der „Analyse gesellscha" licher Macht- 

und Herrscha" sverhältnisse verbunden“ 

seien (ebd.). Dieses Beispiel der Analyse 

des Klassenbegri$ s und der Klassenver-

hältnisse mag erklären, weshalb Heim der 

Au$ assung ist, dass Bourdieu Marxsche 

Überlegungen aufgrei"  und weiterver-

folgt. 

Es ist eine Stärke der Argumentation 

von Tino Heim, kapitalistische Verhält-

nisse nicht als individuelle Verfehlungen 

(Gier der Banker) oder moralisierende 

Kritiken („Raubtierkapitalismus“ oder 

„Turbokapitalismus“) zu erklären, son-

dern Ausbeutung und Reproduktion der 

Klassenverhältnisse mit ihren ungleichen 

Möglichkeiten als Ergebnis einer „sach-

lichen Logik“ zu analysieren, das die 

„formelle Freiheit und Gleichheit“ der 

Menschen voraussetzt (457). Da Herr-

scha" sverhältnisse sich über „objekti-

vierte gesellscha" liche Mechanismen“ 

reproduzierten, brauchten Herrschende 

nur noch in Ausnahmefällen zur Durch-

setzung ihrer Klasseninteressen auf Ge-

walt zurückzugreifen. Heim sieht sowohl 

bei Marx wie bei Bourdieu, dass die Dar-

legung der Klassenverhältnisse als objek-

tive Herrscha" sverhältnisse „keine direkte 

soziale, politische und rechtliche Subordi-

nation“ wie in der Ständegesellscha"  be-

inhalte (458). Der Autor fährt fort: „Die 

Reproduktion der Dominanzverhältnisse 

grei"  dabei mit den sachlichen Funktions-

logiken von Ökonomie, Politik, Bildung, 

Kulturproduktion etc. derart ineinander, 

dass die strukturellen Dominanzverhält-

nisse unabhängig von intentionalen, auf 

Individuen zurechenbaren Herrscha" s-

akten bestehen“ (ebd.). Dass die Subal-

ternen die bestehende Ordnung als quasi 

naturgegeben akzeptieren und sich fügen, 

habe Marx nicht nur mit dem „stumme(n) 

Zwang der ökonomischen Verhältnisse“ 

erklärt, sondern auch mit kulturellen und 

symbolischen Bedeutungen (ebd.). Ein 

Bezug auf Gramscis Hegemonietheorie 

wäre in diesem Zusammenhang vielleicht 

noch angebracht gewesen.

Für Heim ist es kurios, wenn ausge-

rechnet die * eorien von Marx und Bour-

dieu o"  als statisch und deterministisch 

charakterisiert würden, obwohl doch 

beide * eorien auf „relationalen und dy-

namischen Analysekategorien“ au+ auten. 

Klassenverhältnisse beinhalteten keine 

statischen Sozialmilieus, sondern sie seien 

im Gegenteil ein „dynamisches Kra" feld 

funktioneller und sozialer Relationen, die 

in variierender Form immer neu reprodu-

ziert werden“ (ebd.). Sozialmilieus sollten 

als Korrelat des Klassenbegri$ s gesehen 

werden, als, laut Michael Vester, „All-

tagsebene der Klassenpraxis“ (564).

Um eine Kritik der kapitalistischen 

Klassengesellscha"  als überholt zu mar-

kieren, hätten auch gri/  ge Zeitdiagnosen 

gedient, mit Stichworten wie Konsum-, 

Wissens- und Dienstleistungsgesellscha" , 

Individualisierung und Pluralisierung 

der Lebensstile bzw. postindustrielle und 

postkapitalistische Gesellscha" . Als ‚Wi-

derlegung’ wäre auch die simple * ese 

„Klassenstruktur = Arbeit vs. Kapital = 

Elend = Revolution“ benutzt worden, um 

den Umkehrschluss nahe zu legen: „nicht 

Revolution = nicht Elend = nicht Ar-

beit vs. Kapital = keine Klassenstruktur“ 

(553).

Integration, nicht Abgrenzung

Klassentheorien und –analysen tre$ en 

den Nerv der bürgerlichen Ö$ entlichkeit, 

wie die Aufgeregtheit um das kürzlich in 

den USA erschienene Buch des französi-

schen Ökonomen * omas Piketty („Capi-

tal in the Twenty-First Century“) beweist. 

Die FAZ schwankt zwischen Lob im Feuil-

leton (08.05.2014) und he" iger Kritik im 

Wirtscha" steil (15.05.2014). Jürgen Rits-

ert („Soziale Klassen“, Münster 1998) hat 

dargelegt, wie viel Gehirnschmalz deut-

sche Soziologen nach 1945 aufwandten, 

um den Klassenbegri$  aus den Sozialwis-

senscha" en an den Universitäten fern zu 

halten.

Es ist das große Verdienst von Heim, 

aufgezeigt zu haben, wie produktiv die Ar-

beit an den theoretischen Verbindungen 

von Marx, Foucault und Bourdieu für die 

Analyse gesellscha" licher Zusammenhän-

ge, sowohl in ihrer historischen Genese als 

auch in den sachlogischen Funktionen, 

sein kann. Robin Mohan hat in seiner 

Rezension im Argument 306 darauf ver-

wiesen, dass „die Zeiten strenger Abgren-

zungen […] zu Ende zu gehen“ scheinen 

(vgl. z.B. Hanna Meißner: Jenseits des au-

tonomen Subjekts. Zur gesellscha" lichen 

Konstitution von Handlungsfähigkeit im 

Anschluss an Butler, Foucault und Marx, 

Bielefeld 2010). Wir schließen uns dem 

an.

Siegfried Jäger/Jens Zimmermann

(hg. in Zus.ammenarbeit mit der Diskurs-

werkstatt im DISS)

Lexikon Kritische Diskursanalyse
Eine Werkzeugkiste.

Edition DISS Bd. 26 , Münster: Unrast

144 S., 16 Euro

Das Lexikon enthält über 200 De> nitionen 

zentraler Begri$ e, die sich letzen Endes auf 

die Arbeiten von Michel Foucault beziehen. 

Diskurstheorie im Allgemeinen und die 

Kritische Diskursanalyse im Besonderen 

gehören mittlerweile zum theoretischen 

und methodischen Kanon der Geistes- und 

Sozialwissenscha" en. Das Lexikon will den 

aktuellen Stand der Kritischen Diskursana-

lyse (KDA) theoretisch, methodisch und 

begri?  ich erfassen. Es präzisiert Begri$ -

lichkeiten und bietet darüber hinaus als 

Nachschlagewerk Hilfestellungen für kon-

krete empirische Arbeiten sowie Anregun-

gen für die weitere theoretische Diskussion. 

Siegfried Jäger

Kritische Diskursanalyse
Eine Einführung

6. volllständig überarbeitete Au@ age

Edition DISS Bd. 3, Münster: Unrast

258 S., 19.80 Euro

Mit der 6. Au@ age erweitert Jäger sein pa-

radigmatisches Einführungswerk zur Kriti-

schen Diskursanalyse um eine dispositiva-

nalytische Perspektive. Im Zentrum dieser 

neuen Einführung steht nach wie vor die 

Frage nach dem politischen Nutzen der 

Diskursanalyse, der zwar gelegentlich noch 

bestritten wird, letztlich jedoch weitgehend 

anerkannt ist.
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 Vom 13. bis zum 15. Dezember 2013 
veranstaltete die Assoziation für kri-

tische Gesellscha� sforschung (AkG), 

die Rosa- Luxemburg- Sti� ung und der 

Arbeitskreis kritischer Juristinnen und 

Juristen an der Humboldt Universität 

Berlin (akj-berlin) die Tagung „Zur Lage 

des Marxismus“ im Audimax der Hum-

boldt Universität. Die hohe Teilnehmer-

zahl von ca. 300 konnte angesichts der 

verstärkten marxistischen Debatte über 

Ursachen und Konsequenzen der seit 

Jahren andauernden weltweiten Wirt-

scha� s- und Finanzkrise nicht überra-

schen. 

„Wo hat das kritische Wissen in der Gesell-

scha!  seinen Platz, damit es nicht verloren 

geht und weiterentwickelt wird? Wie be-

ziehen wir uns auf Marx? Welches Wissen 

haben wir, woran arbeiten wir, welchen 

Ein" uss haben wir? Wie verbinden wir 

emanzipatorische Bewegungen? Wie kann 

man die Diskurse der Gewerkscha! en 

beein" ussen und wie können wir uns ein-

bringen? Wie können wir die brennenden 

gesellscha! lichen Fragen zu Verarmungs-

prozessen, zur Ökologie, zum Feminis-

mus und vielen mehr mobilisierungsfä-

hig bündeln? Wie kann der Umschlag in 

Praxis statt' nden?“ Auf diese zentralen 

Fragestellungen verwies Alex Demirović  

in seinen einleitenden Ausführungen. Die 

mobilisierungsfähige Bündelung bzw. der 

Umschlag in Praxis fehle in der bisherigen 

Marxismus Debatte. Positiv sei zu werten, 

dass akademische Stützpunkte kritischer 

Gesellscha! sforschung an den Universitä-

ten in Wien, Frankfurt, Marburg, Kassel, 

Jena, Essen und Berlin vorhanden seien. 

Elmar Altvater referierte zu dem + ema 

„Warum und zu welchem Ende beschä! i-

gen wir uns im zweiten Jahrzehnt des 21. 

Jahrhunderts mit Marx und dem Marxis-

mus?“  Er führte aus, dass für ihn die Be-

schä! igung mit der Kapitalismusanalyse 

von zentraler Bedeutung sei. Die Krise von 

Arbeit, Geld und kapitalistischer Produk-

tionsweise zu erklären, dies leiste nur die 

Marx‘sche Wissenscha! . Mit der Mehr-

wertrate schwanke auch die Pro' trate, die 

die zentrale Steuerungsgröße im Kapita-

lismus sei. Die gegenwärtige Austeritäts-
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politik sei autoritär und antidemokratisch 

und die zerstörerische Kra!  der Krise 

werde verstärkt. Der Kapitalismus selbst 

kollabiere nicht. Durch die schöpferische 

Zerstörung - hier bezog sich Altvater po-

sitiv auf Joseph Schumpeter - erfolge nach 

der Krise wieder ein Aufschwung. Aller-

dings werde die Natur durch die kapitalis-

tische Produktion irreversibel zerstört, da 

immer mehr Schadsto/ e und Treibsto/ e 

produziert würden und so die Zerstörung 

des Planeten bis zum Kollaps weitergehe. 

Zu fragen ist hier allerdings, wie das zu-

sammenpasst: Der Kapitalismus kollabiere 

nicht, zerstöre aber die Natur irreversibel 

bis zum Kollaps? Dann hat der Kapitalis-

mus also doch ein Grenze  und damit auch 

die sogenannte schöpferische Zerstörung? 

Zentrale Aussage in seinem Vortrag war, 

dass es nur durch eine marxistisch-mate-

rialistische Kritik möglich sei, die plane-

tarisch- ökologischen Menschheitsproble-

me, die durch die kapitalistische Produk-

tion verursacht würden, zu verstehen und 

zu lösen.

Frank Deppe sprach über die Entwick-

lung des Marxismus im 20. Jahrhundert, 

um dann wie Demirovic und Altvater zu 

konstatieren, dass das ö/ entliche Interesse 

am Marxismus seit der Finanzkrise zuge-

nommen habe. Ohne Klassenkämpfe und 

Arbeiterbewegung gäbe es keinen Marxis-

mus. Die Krisen und die Austeritätspolitik 

produzierten mit ihren Spaltungs- und 

Verteilungsprozessen soziale Unruhen, 

sodass die Fragen nach Alternativen jen-

seits kapitalistischer Verhältnisse immer 

drängender würden. 

Auf die lange Zeit betriebene Aus-

grenzung des akademischen Marxismus 

gegenüber dem Feminismus und auf das 

bisweilen heute immer noch spannungs-

reiche Verhältnis  gingen Birgit Sauer, 

Katharina Hajek, Pia Garske, Katharina 

Pühl, Nikita Dhawan und Maria do Mar 

Castro Varela in ihren Ausführungen ein. 

Birgit Sauer umriss dieses Verhältnis von 

Feminismus und akademischen Mar-

xismus als Bewegungs- und Befreiungs-

wissenscha!  von Ausbeutung und patri-

archalischer Herrscha! . Sie verwies auf 

die Verbindung zwischen Klasse und Ge-

schlecht. Auf den langen Kampf um die 

Institutionalisierung des Feminismus gin-

gen u.a. mehrere Beiträge ein. Dies beton-

te auch Silvia Kontos und verwies darauf, 

dass der Feminismus früher an den Uni-

versitäten als „Frauenförderung“ bezeich-

net und diskriminiert wurde. Sie zeigte an 

der Debatte um die Hausarbeit der 1970er 

Jahre, wie auch der akademische Marxis-

mus diese Diskussion ignorierte, da die 

Hausarbeit ja keine mehrwertscha/ ende 

Arbeit beinhalte. Sie hingegen machte 

deutlich, wie diese unbezahlte und von 

Frauen geleistete Arbeit sehr wohl indi-

rekt zur Mehrwertproduktion beitrage. In 

ihrem Referat ging sie dann auch auf die 

heutige P" ege- und Sorgearbeit ein, deren 

Spuren des kapitalistischen Zuschnitts 

und die umfassende Care-Krise im Post-

fordismus. Die subalterne Rolle der Frau 

im Kapitalismus müsse zurückgewiesen 

werden. Der Marxismus müsse sich dafür 

notwendigerweise ö/ nen.

Michael Heinrich konnte die Ausfüh-

rungen von Frank Deppe zum Verhältnis 

Klassenkämpfe, Arbeiterbewegung und 

Marxismus so nicht mittragen. Er machte 

deutlich, dass dabei ein Ausblenden der 

Organisationen der Arbeiterbewegung 

vorläge, da hier ja auch intern Macht-

kämpfe und Ausschlussverfahren stattge-

funden hätten. Der Marxismus wäre so 

auch zum Herrscha! smittel geworden. 

Er bezog dies historisch auf die SPD vor 

dem 1. Weltkrieg und auf den Stalinismus. 

Zur Lage des Marxismus
Ein Tagungsbericht von Wolfgang Kastrup

„Wo hat das kritische Wissen in 

der Gesellscha!  seinen Platz, 

damit es nicht verloren geht 

und weiterentwickelt wird? 

Wie beziehen wir uns auf 

Marx? Welches Wissen haben 

wir, woran arbeiten wir, wel-

chen Ein" uss haben wir? Wie 

verbinden wir emanzipatori-

sche Bewegungen?“
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Der Marxismus sei also nicht nur Herr-

scha! s kritik gewesen. Deshalb habe er 

mit dem „Ismus“ Probleme. Marx selbst 

habe gesagt, er sei kein Marxist. Hinsicht-

lich heutiger linker Hochschullehrer sei 

er skeptisch, da häu# g eine Selbstzensur 

stattfände um Karriere zu machen. Die 

Arbeit an der MEGA (Marx-Engels-Ge-

samtausgabe), die er sehr hoch einschätze, 

werde im Marxismus nur widerwillig zur 

Kenntnis genommen, da bisherige „Ge-

wissheiten“ ins Wanken gerieten. Als Bei-

spiele nannte er „Die deutsche Ideologie“, 

die es so nie gegeben habe. Auch das „Ge-

setz vom tendenziellen Fall der Pro# trate“ 

von Marx müsse zumindest aufgrund der 

Quellen mit einem Fragezeichen versehen 

werden. Heinrich führte aus, dass er nicht 

die Möglichkeit eines Pro# tratenfalls be-

streite. Was er allerdings kritisiere sei, dass 

die Pro# trate in jedem Fall langfristig fal-

len müsse. Das in den Originalmanuskrip-

ten vorliegende Material ließe zumindest 

Zweifel an diesem Gesetz au& ommen. 

Diese Ausführungen von Heinrich ma-

chen deutlich, dass die kontroverse Dis-

kussion um dieses „Gesetz“, die ja ganze 

Bände füllt, durch die Verö' entlichung 

der MEGA neu befeuert wird.

* omas Sablowski kritisierte in seinen 

Ausführungen, dass linke Intellektuelle 

zu Blockupy keine strategische Debatte 

geführt hätten, wo und warum man sich 

hätte einklinken können. Zur Marxschen 

* eorie gäbe es keine Alternative, auf ih-

rer Basis müsse weitergearbeitet werden. 

Für Klaus Dörre gibt es nicht den Mar-

xismus, sondern eine gewisse Pluralität, 

die bei Marx selbst angelegt gewesen sei. 

Es habe auch Brüche und Ungereimt-

heiten im Marxschen Denken gegeben. 

Wichtig sei aber der Kern in der Marx-

schen * eorie. 

Eines der folgenden * emen der Ta-

gung „Kritische Wissenscha!  als gene-

rationsübergreifendes Projekt“ (mitor-

ganisiert von re+ ect!) mutete begri3  ich 

erst einmal etwas irritierend an. Umso 

überraschender entwickelte sich eine sehr 

interessante und spannende Debatte mit 

Redebeiträgen von Katharina Pühl, Niki-

ta Dhawan, Maria do Mar Castro Varela, 

Ingo Stützle und Benjamin Opratko und 

vielen Diskutierenden. Und das hatte sei-

nen Grund: Ging es doch hier um die bio-

gra# sche Verbindung mit politischer So-

zialisation. Wie, durch wen und wodurch 

wurde man/frau sozialisiert und wie ge-

staltet sich die heutige wissenscha! liche 

und politische Arbeit in und außerhalb 

von Universitäten.  Es würde den Rahmen 

dieses Tagungsberichts sprengen, hier auf 

alle biogra# schen Beiträge einzugehen. 

In der Diskussion ging es  auch um die 

Schwierigkeit der Etablierung kritischer 

Wissenscha!  an den Universitäten, be-

dingt durch entsprechende Machtverhält-

nisse. Katharina Pühl sprach sich für eine 

Erweiterung von Marx durch Foucault 

aus, Ingo Stützle sah in der Institutiona-

lisierung kritischer Wissenscha!  auch 

die Gefahr einer Tradierung und Maria 

do Mar Castro Varela sagte, dass kritische 

* eorie nicht ohne Selbstkritik zu haben 

sei.

Die abschließende Diskussion der 

Tagung über „Anschlüsse an Marx“ be-

schä! igte sich mit aktuellen Forschungs-

schwerpunkten und Herausforderungen, 

um die Rolle der AkG und anderer Pro-

jekte. Sonja Buckel sprach sich für eine 

stärkere Zusammenarbeit zwischen AkG, 

Wissenscha! , linken Spektren in Parteien, 

NGO`s u.a. aus. Alternative Wissenspro-

duktionen müssten einbezogen werden; 

es sei wichtig, sich auf unterschiedliche 

Logiken einzulassen. Unmissverständlich 

machte sie deutlich, dass für eine Kapi-

talismuskritik Marx unbedingt benötigt 

werde, aber darüber hinaus auch weitere 

* eorien. Hier müsse der Marxismus für 

eine Anschlussfähigkeit o' en sein. 

Auch wenn kein kohärentes Tagungs-

programm vorgelegt wurde bzw. ange-

sichts der Debatte zum Marxismus nicht 

vorgelegt werden konnte, und auch der 

Titel „Zur Lage des Marxismus“ nicht als 

festes * eoriegebäude zu verstehen war, 

so zeigten die Redebeiträge und intensi-

ven Diskussionen die Wichtigkeit einer 

solchen Tagung, weil kritische * eoriedis-

kussionen in die marxistische Forschung 

Eingang gefunden haben. Dies wurde hier 

u.a. an queer-feministischen und ökolo-

gischen * eorien erkennbar. Die Krisen-

analyse mithilfe Marxscher * eorie, Fra-

gen zur Klasse und zum Klassenkampf, 

die Verbindung universitärer und auße-

runiversitärer Zentren und das intensive 

Bedürfnis, die Debatte zum Marxismus 

und die Ein+ ussmöglichkeiten in eman-

zipatorischen Bewegungen nicht isoliert, 

sondern im kollektiven Dialog zu führen, 

getragen vom gegenseitigen Respekt, las-

sen erkennen: Um den Zustand des Mar-

xismus im deutschsprachigen Raum ist es 

nicht so schlecht gestellt. Anschlusstagun-

gen werden folgen.

Sebastian Reinfeldt 
„Wir für Euch“

Die Wirksamkeit des Rechtspopulismus 
in Zeiten der Krise
Edition DISS Bd. 33; Münster: Unrast
144 S., 16 €

Wie prägen und begründen diskursive 

Muster, die rechtspopulistischen Partei-

en und Strömungen zugerechnet wer-

den können, den politischen Diskurs 

zur Finanzkrise und die politischen 

Entscheidungen? Wie verändern sich 

dadurch die Machtverhältnisse und die 

Demokratie – samt unserer Vorstellun-

gen davon, was Demokratie eigentlich 

ist?

Die Inszenierung der europäischen 

Finanzkrise als permanenter Notstand 

bietet der rechtspopulistischen Inter-

pretation eine tägliche Bühne, auf der 

rassistische Ein- und Ausschließungen 

und autoritäre Politikmuster vorgestellt 

und propagiert werden.

Zugleich übersetzt die Regierungs-

politik der hegemonialen EU-Staaten 

– untersucht werden insbesondere 

Deutschland und Österreich – die-

sen inszenierten Notstand und seine 

rechtspopulistischen ›Begründungen‹ 

in eine Politik, die eine nationale Ein-

heit im Zuge der Krise herstellt und 

die die ökonomischen und politischen 

Kräfteverhältnisse in Europa dauerhaft 

verändert. Die Verfahrensweisen der 

Demokratie scheinen dabei ihre Subs-

tanz zu verlieren und sie laufen leer. So 

werden sie zunehmend durch autoritäre 

und populistische Plebiszite ersetzt – 

was eines der Hauptanliegen des rechten 

Populismus ist.
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Seit dem Ende des Kalten Krieges ent-
wickelt sich das Forschungsfeld der in-
terkulturellen Philosophie als neuer Im-
pulsgeber innerhalb der herkömmlichen 

Philosophie. Die folgenden Ausführun-

gen geben einen Einblick in dieses neue 

Forschungsfeld.

Der sich auf allen Ebenen durchsetzende 

Globalisierungsprozess bringt eine grö-

ßere Heterogenität und Fragmentierung 

von Weltbildern mit sich und schließt In-

dividuen oder Gruppen unterschiedlicher 

kultureller Herkun#  zu einer Menschheit 

zusammen. Kulturen werden dabei als he-

terogene, dynamische Entitäten betrach-

tet, was auch für die in ihnen vertretenen 

Religionen und Philosophien gilt. Ein 

einheitlicher und statischer Kulturbegri%  

sowie die Konservierung des jeweiligen 

gegenwärtigen kulturellen Zustandes 

werden dagegen abgelehnt. Zu allen Zei-

ten fand trotz mancher spannungsreicher 

Kulturbegegnungen ein interkultureller 

Austausch statt; die räumliche Annähe-

rung unterschiedlicher Traditionen und 

Weltanschauungen haben für eine stän-

dige Erneuerung und Anpassung gesorgt. 

Die zahlreichen politischen, gesell-

scha# lichen, religiösen und kulturellen 

Auseinandersetzungen der Vergangenheit 

und Gegenwart hatten und haben den 

Hintergrund, dass die jeweiligen politi-

schen Ideologien, Religionen oder Phi-

losophien glauben, allein im Besitz der 

einen, einzigen Wahrheit zu sein. Daher 

ist eine kulturübergreifende Kommunika-

tion notwendig, die die Ebene zivilisato-
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rischer Koexistenz überschreitet und zur 

gewaltfreien interkulturellen Verständi-

gung führt: „Interkulturelle Philosophie 

soll dem friedlichen Miteinander in einer 

allumfassenden menschlichen Kultur die-

nen, die gleichwohl kulturelle Spezi& ka 

bewahrt und gelten lässt. Sie soll helfen, 

eine Kultur zu etablieren, die die ganze 

Menschheit umfasst, Frieden scha'   und 

erhält und den Menschenrechten genügt, 

ohne die berechtigten Ansprüche einzel-

ner Kulturen auf Erhalt ihrer Besonder-

heiten zu vernachlässigen.“ (Youse&   2010, 

25) Dabei ist die interkulturelle Philoso-

phie ein probates Mittel, um den in der 

Gegenwart herrschenden rassistischen 

Instrumentalisierungen des Kulturellen 

entgegenzutreten.

Die wichtigsten theoretischen Vorläu-

fer der interkulturellen Philosophie sind 

der Ethnologe Cli% ord Geertz und sein 

Verstehensbegri%  der interpretativen An-

thropologie, der Philosoph Ernst Cassirer 

und sein Konzept der kulturellen Plura-

lität sowie der protestantische * eologe 

Paul Tillich und sein interreligiöser An-

satz. Außerdem ist William James zu nen-

nen, der mit seiner Philosophie des plura-

listischen Universums für die Abgrenzung 

der interkulturellen Philosophie von kul-

turalistischen Modellen von essentieller 

Bedeutung ist.

Die interkulturelle Philosophie be-

schä# igt sich im Wesentlichen mit den 

folgenden Punkten (Paul 2008, 12):

- Charakteristik kultureller Erscheinun-

gen und Rekonstruktion von in einzelnen 

Aufgaben und 
Forschungsfelder der 

interkulturellen Philosophie 
Michael Lausberg

„Die interkulturelle Philosophie will einen neuen Philosophie-

begri%  & nden, der nicht einer eurozentristischen, sondern einer 

interkulturellen und pluralen Weltlage Rechnung trägt. Für die 

interkulturelle Philosophie sind alle Formen einer ethnozentristi-

schen Historiographie abzulehnen“

Wie genau entwerfen Erfolgsratgeber das 

unternehmerische Selbst? Wie wird Men-

schenführung in prekären Arbeitsverhält-

nissen konzipiert? In welchen gesellscha# -

lichen Verhältnissen können diese neuen 

Technologien der Regierung überhaupt 

wirkmächtig werden? Niels Spilker geht 

diesen Fragen nach.  und untersucht Sub-

jektivierungsformen im Postfordismus. 

Kritisch anknüpfend an die Arbeiten der 

governmentality studies untersucht er den 

Diskurs der Führung und des Selbstma-

nagements. Die Technologien der Fremd- 

und Selbstführung legen eine Prekarisie-

rung als „zum allgemeinen Dauerzustand 

gewordene Unsicherheit“ (Bourdieu) 

nahe.Gleichzeitig verwickeln sie Subjekte 

in Probleme. Es entsteht eine neue Archi-

tektur der Macht. Und es entstehen poten-

tielle Brüche und Anknüpfungspunkte für 

Widerspruch und Widerstand.

Niels Spilker

Die Regierung der 

Prekarität

Zur neoliberalen Kon-

zeption unsicherer 

Arbeitsverhältnisse

Edition DISS Bd. 27, 

Münster: Unrast  

160 S., 18 Euro

Hirnforschung, RAF, Amokläufe in Schu-

len – in der Auseinandersetzung über sol-

che * emen spielt bis heute ein Mordfall 

eine Rolle, der sich vor einem Jahrhundert 

ereignete. Der schwäbische Lehrer Ernst 

August Wagner tötete 1913 seine fün+ öp-

& ge Familie und neun weitere Menschen. 

Bis 1938 fristete er sein Leben in einer 

psychiatrischen Anstalt. Sein Arzt Robert 

Gaupp entwickelte an dem Fall die Leh-

re von der echten Paranoia. Parallel dazu 

forderte er schon 1920 die „Vernichtung 

lebensunwerten Lebens“. Die Studie unter-

sucht das Ge/ echt biopolitischer Diskur-

se, in dem sich der Mörder und sein Arzt 

gemeinsam bewegten. 

Rolf van Raden

Patient Massenmörder

Der Fall Ernst Wagner und 

die biopolitischen Diskurse

Edition DISS Bd. 25,

Münster: Unrast. 184 S., 

24 Euro
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Historiographie immer mehr durch. Karl 

Jaspers schrieb: „Wir sind auf dem Wege 

vom Abendrot der europäischen Philo-

sophie zur Morgenröte der Weltphiloso-

phie“ (Jaspers 1977, 122).

Es gibt zum # ema Interkulturelle 

Philosophie zwar eine wachsende Zahl 

von Verö$ entlichungen, trotzdem ist die-

ses Forschungsfeld (noch) eine Randdis-

ziplin innerhalb der Philosophie. Die ver-

schiedenen Ansätze einer interkulturellen 

Philosophie haben in den Curricula der 

Philosophie-Ausbildung der westlichen, 

aber auch nicht-westlichen Universitäten 

noch keinen oder einen sehr margina-

len Platz gefunden. An der Universität 

Trier existiert eine Forschungsstelle für 

interkulturelle Philosophie (FIP) mit ei-

ner transdisziplinären Ausrichtung. Ram 

Adhar Mall von der Universität Mün-

chen (vgl. Mall 1995) gehört zusammen 

mit dem ehemals in den Niederlanden 

lehrenden Heinz Kimmerle (vgl. Kim-

merle 2002) und dem österreichischen 

Philosophen Franz Martin Wimmer 

(vgl. Wimmer 2003) zu den Protagonis-

ten der interkulturellen Philosophie im 

deutschsprachigen Raum. Seit 1991 ist 

Mall Gründungspräsident der interna-

tionalen Gesellscha&  für interkulturelle 

Philosophie (GIP) e.V. Wimmer gibt seit 

1998 die Zeitschri&  polylog. Zeitschri�  für 

interkulturelles Philosophieren heraus. 
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Kulturen entwickelten Philosophien und 

Philosophemen,

- Beurteilung und Erklärung von Gemein-

samkeiten und Diversität solcher Philoso-

phien und Philosopheme,

- Entwicklung philosophischer Universa-

lien und/oder Begründung von Toleranz 

und interkulturellem Verständnis.

Die interkulturelle Philosophie plädiert 

für „eine überlappend-universale, aber 

ortha& -ortlose philosophia perennis“ 

(Mall 2006, 26). Der Begri$  philosophia 

perennis („immerwährende Philoso-

phie“) geht von der Vorstellung aus, dass 

sich bestimmte philosophische Einsich-

ten über Zeiten und Kulturen hinweg 

erhalten und universal gültige Aussagen 

über die Wirklichkeit möglich sind. 

Das bedeutet einen Paradigmenwech-

sel sowohl in den theoretischen als auch 

praktischen Disziplinen der Philosophie. 

Interkulturelle Philosophie ist eine kri-

tische Philosophie der Philosophie und 

weist metaphilosophischen Charakter 

auf. Die interkulturelle Philosophie er-

hebt nicht den Anspruch, eine neue 

philosophische Disziplin darstellen zu 

wollen. Sie will alle philosophischen 

Disziplinen und Beschä& igungen durch-

dringen, die jeweils die Dimension des 

Interkulturellen in sich aufnehmen soll-

ten.

Die interkulturelle Philosophie will 

einen neuen Philosophiebegri$  ' nden, 

der nicht einer eurozentristischen, son-

dern einer interkulturellen und pluralen 

Weltlage Rechnung trägt. Für die inter-

kulturelle Philosophie sind alle Formen 

einer ethnozentristischen Historiogra-

phie abzulehnen: „Interkulturelle Phi-

losophie soll Stereotype der Selbst- und 

Fremdwahrnehmung kritisieren, O$ en-

heit und Verständnis befördern und in 

gegenseitiger Au* lärung bestehen. muss 

auch bereit sein, sich selbst und seine 

Kultur, Philosophie und Religion von au-

ßen sehen zu lernen.“ (Ebd., 30)

Die europäische Philosophiegeschich-

te gilt demnach als kleinerer Ausschnitt, 

der lediglich Teil des größeren Ganzen 

der Weltphilosophie ist. Ein zentraler 

Punkt dabei ist es, von mehreren Ur-

sprungsorten des Philosophierens auszu-

gehen. Frühestens seit der zweiten Häl& e 

des 20. Jahrhunderts setzt sich diese neue 

Orientierung in der philosophischen 

Rolf van Raden / Siegfried Jäger (Hg.) 

Im Gri�  der Medien. Krisenproduktion 

und Subjektivierungse� ekte

Edition DISS Bd. 29, Münster: Unrast

240 S., 24 Euro

Gegenwärtige Medienkritik thematisiert 

nicht nur den Ein+ uss von Medien auf po-

litisch-soziale Diskurse sowie den Ein+ uss 

dieser Diskurse auf die Medien. Das, was in 

Medien gesagt werden kann, spielt eine wich-

tige Rolle für das Wissen der Menschen, für 

ihre Selbstbilder und Handlungsspielräume 

– kurz: für das, was die Sozialwissenscha&  als 

Subjektivierung bezeichnet. Namha& e Wis-

senscha& lerinnen und Journalisten untersu-

chen das schwierige Verhältnis von medialer 

Ö$ entlichkeit und Massenbewusstsein.

R.Wamper/E.Jadtschenko/M.Jacobsen (Hg.)

„Das hat doch nichts mit uns zu tun!“ 

Edition DISS Bd. 30, Münster: Unrast

178 S., 18 Euro

Die Berichterstattung über die Anschläge in 

Norwegen 2011 war für die journalistische 

Zun&  eine Herausforderung. Der Druck 

Nachrichten zu produzieren hatte großen 

Ein+ uss auf die anfänglichen Deutungen der 

Tat als „islamistische Terroranschläge“. Die 

Autorinnen analysieren die Einordnung des 

Ereignisses in und von deutschen Medien. 

Dabei werden besonders die Verschränkun-

gen mit antimuslimischen Diskursen beach-

tet. Analysen von extrem rechten und anti-

muslimischen Medien stellen die heraus, wie 

sich Rechte mit den Morden solidarisierten 

bzw. sich von ihnen distanzierten.
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sich drastisch die Verrohung der Mit-

telschicht. „Raus mit den Zigeunern!“ 

hieß es in Flugblättern gutsituierter An-

wohnerinnen und Anwohner. In einer 

öffentlichen Facebook-Gruppe wurden 

Morddrohungen verbreitet wie „Nie-

derbrennen das Dreckspack“ oder „Wir 

müssen das Rattenpack loswerden!!!“.

Der Antiziganismus ist die in 

Deutschland am meisten akzeptierte 

Form von Rassismus. Es besteht eine 

reale Gefahr von gewalttätigen Über-

griffen. Nicht zuletzt die Erinnerungen 

an die Pogrome in Roststock-Lichten-

hagen von 1992, wo gleichfalls Roma 

ins Visier der rassistisch aufgehetzten 

Bevölkerung geraten sind, müssen die 

Zivilgesellschaft in Alarmbereitschaft 

versetzen.

Die extreme Rechte sieht sich durch 

die aktuelle Situation bestätigt und er-

mutigt. Sie sieht sich als Avantgarde 

und Vollstrecker des vermeintlichen 

Volkswillens. Der Alltagsrassismus wird 

von ihr systematisiert und zu einem ge-

schlossenen Weltbild geformt. Die poli-

tische Stoßrichtung zielt dabei auf den 

Sturz des demokratischen Systems oder 

DISS intern

In Duisburg leben mehrere tausend 
Migrantinnen und Migranten, die in 
den letzten Jahren aus Rumänien und 

Bulgarien eingewandert sind. Viele 

von ihnen haben in ihrer neuen Heimat 

große Probleme: Armut, schlechter 

Wohnraum zu Wuchermieten, ausbeu-

terische Arbeitsbedingungen. Von der 

Öffentlichkeit wahrgenommen werden 
sie aber nicht als Menschen, die Prob-
leme haben, sondern in erster Linie als 
Menschen, die Probleme verursachen. 
Sie dienen als Sündenböcke und wer-
den als angeblich „integrationsunwil-
lig“ ausgegrenzt und vertrieben.

In Duisburg entstand dadurch eine 

brisante Situation: Soziale Vernachläs-

sigung, tendenziöse Medienberichte, 

polizeiliche Dramatisierung von Klein-

kriminalität, die den Migrantinnen 

und Migranten kollektiv zugeschrieben 

wird, Probleme, die aus einer miserab-

len Wohnsituation resultieren (Ruhe-

störung, Müllentsorgung). Bei Protesten 

von Anwohnerinnen und Anwohnern 

geht es aber nicht nur um berechtig-

te Alltagsprobleme, vielfach artikuliert 

DISS-Studie zur rechten Stimmungsmache
zumindest auf dessen radikalen antide-

mokratischen Umbau. Alle relevanten 

Strömungen der extremen Rechten ha-

ben mittlerweile die Themen „Roma“ 

und „Asyl“ für sich entdeckt. Das äu-

ßert sich sowohl in ihrer Propaganda als 

auch durch konkrete Interventionen vor 

Ort, die vor allem eine Zuspitzung der 

Konflikte und eine ideologische Radika-

lisierung beabsichtigen.

Deshalb ist die Kenntnis extrem 

rechter Konzepte, Strategien und Vorge-

hensweisen wichtig, sei es, um die Inter-

ventionsversuche der extremen Rechten 

zu erkennen und zu konterkarieren, sei 

es, um dumpfen Alltagsrassismus von 

geschlossenen Weltbildern unterschei-

den zu lernen. Vor diesem Hintergrund 

untersucht das DISS in einer diskurs-

analytisch angelegten Studie, auf welche 

Weise die extreme Rechte die Migration 

aus Südosteuropa und das damit einher-

gehende antiziganistische Klima nutzt, 

um ihre Politik zu verbreiten und auf 

welchen Resonanzboden ihre Bemühun-

gen in der Mitte der Gesellschaft stoßen. 

Die Ergebnisse werden gegen Ende des 

Jahres vorliegen.

Im DISS hat sich ein neuer Arbeitskreis 
konstituiert. Im Arbeitskreis Migrati-
onspolitik sollen aktuelle migrations-
politische Diskurse und diskursive Er-
eignisse aus kritischer migrationspoliti-
scher Perspektive betrachtet werden. 

Hintergrund der Gründung sind Fragen, 

die sich aus aktuellen Entwicklungen des 

Einwanderungsdiskurses ergeben. Ein 

Blick auf aktuelle Debatten um »Armuts-

migration« zeigen ein Problem an: Dem 

konservativen Diskurs um »Sozialtou-

rismus« wird von linker antirassistischer 

Seite vor allem mit einer Kritik der rassis-

tischen Repräsentationspraxis begegnet. 

Damit drohen die sozialen Verhältnisse, 

in denen viele Migrant_innen leben, aus 

dem Blick zu geraten. Dieser Einschät-

zung folgend ergibt sich der Bedarf, neben 

der berechtigten und wichtigen Kritik an 

Neuer Arbeitskreis im DISS
Kritische Migrationspolitik

den rassistischen Repräsentationspraxen 

die sozioökonomischen Verhältnisse und 

Bedingungen stärker in die Analyse und 

Kritik des gegenwärtigen Einwanderungs-

diskurses einzubeziehen. Das berührt 

grundsätzlichere Fragen nach Ursachen 

und Entwicklungen aktueller Migrati-

onsbewegung, etwa aus osteuropäischen 

Staaten.

Um sich diesen Fragen zu nähern, 

möchte sich der AK Migrationspolitik in 

einer ersten Arbeitsphase mit zentralen 

Ansätzen der aktuellen Kritischen Migra-

tions-, Rassismus- und Grenzregimefor-

schung befassen. Dabei wird der AK sich 

neben einer Auseinandersetzung mit dem 

Konzept der »Autonomie der Migration« 

befassen, um den Zusammenhang von 

Kapitalismus, Staat und Migration theore-

tisch sowie empirisch in den Blick zu be-

kommen und fragen, welche Veränderun-

gen die Grenzen in und um Europa herum 

in den letzten Jahren und Jahrzehnten 

durchgemacht haben. Da sich die entspre-

chenden Ansätze teils auf verschiedene 

theoretische Traditionen beziehen (He-

gemonietheorie, (Post-)Operaismus, Dis-

kursanalyse, materialistische Staatstheorie 

und Klassenanalyse), wollen wir jeweils 

die Ansätze in aller Kürze ideengeschicht-

lich kontextualisieren. Das konkrete Ziel 

des Arbeitskreises ist noch o" en, aber all-

gemein geht es um die Intervention in mi-

grationspoitische Debatten − sowohl auf 

medialer als auch auf wissenscha$ licher 

Ebene. Wir erho" en uns durch den AK 

und die stärkere Akzentuierung des % e-

mas Migration auch neue Anschlüsse und 

Kooperationen, die über die Rassismus-

forschung im engeren Sinn hinausgehen.

Ansprechpartner: Sebastian Friedrich 

und Jens Zimmermann
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Die Mitglieder des Arbeitskreis Rechts 

haben in Kooperation mit Prof. Dr. Fabi-

an Virchow, Leiter des Forschungsschwer-

punktes Rechtsextremismus und Neona-

zismus an der Fachhochschule Düsseldorf 

(FORENA), ein Lexikonprojekt konzi-

piert. Es handelt sich um ein alphabetisch 

sortiertes Begri� slexikon, das gestattet, 

unkompliziert zentrale (Kampf-)Begrif-

fe der extremen Rechten, wie zum Bei-

spiel „Islamisierung“ oder „Schuld-Kult“, 

nachzuschlagen. Dabei geht es nicht um 

DISS intern

 Lexikonprojekt: Kampfbegri� e der extremen Rechten

reine Sprachkritik, sondern um die De-

konstruktion völkisch-nationalistischer 

Diskurse. Ferner sollen die verschiedenen 

strategischen Verwendungen der Begri� e 

innerhalb und/oder zwischen den Haupt-

strömungen der extremen Rechten (Jung-

konservatismus, Neonationalsozialismus, 

Rechtspopulismus) thematisiert werden. 

Die Autor*innen werden aber auch auf 

die Anschlussfähigkeit völkischer Dis-

kurse an hegemoniale Diskurse („Mitte 

der Gesellscha# “) eingehen, um nicht 

zuletzt auf die Gefahren extrem rechter 

Agitation aufmerksam zu machen. Als 

empirische Basis dienen Artikel aus re-

präsentativen Publikationsorganen und 

Online-Plattformen der extremen Rech-

ten (Junge Freiheit, Deutsche Stimme, 

National-Zeitung, Altermedia, pi-news). 

Das Lexikon richtet sich in erster Linie an 

Multiplikator*innen aus Schule, Medien, 

Sozialarbeit und Gewerkscha#  und wird 

Anfang 2015 im Wochenschau-Verlag er-

scheinen. 

Das DISS � nanziert sich über Drittmittel und über einen För-

derkreis. Der Förderkreis hil�  dabei, die Grundkosten des 

Instituts zu decken. Er ersetzt nicht ö� entliche Forschungsför-

derung. Trotzdem ist die � nanzielle Basis ist dringend notwen-

dig, denn ein breit aufgestellter Förderkreis macht uns unab-

hängiger von anderen GeldgeberInnen. Alle FördererInnen (ab 

10 € mtl.) erhalten das DISS-Journal und werden auf Wunsch 

zu den Colloquien und Workshops eingeladen. Die Spenden 

sind steuerlich absetzbar und leisten einen wichtigen Beitrag, 

um das Institut und seine Arbeit zu erhalten. Seien Sie dabei!

Name:  ___________________________________________

Straße: ___________________________________________

Ort:      ___________________________________________

Telefon / E-Mail:____________________________________

[   ] Ja, ich unterstütze das DISS ab __________ mit einer 

monatlichen Spende von 10 / 20 / 30 /50 oder __________ €. 

(Nichtzutre� endes bitte streichen)

[   ] Ja, ich unterstütze die Arbeit des DISS mit einer einmali-

gen Spende von _________€.

[   ] Ich überweise den Betrag per Dauerau# rag an: DISS, 

Konto 209 011 667, Sparkasse Duisburg, BLZ 350 500 00.

[   ] Ich ermächtige das DISS, den genannten Betrag monat-

lich von meinem Konto abzubuchen:

Kto: _____________________________________________

bei:  _____________________________________________

BLZ:  ____________________________________________

Datum, Unterschri# : ________________________________

Unabhängige & kritische Wissenschaft unterstützen
Werden Sie Mitglied im DISS-Förderkreis!

Bitte einsenden an: DISS, Siegstr. 15, 47051 Duisburg


